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§ 1 
Feststellung des Haushaltsplanes 

 
Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haus-
haltsplan des Landes Schleswig-Holstein für das 
Haushaltsjahr 2024 wird in Einnahme und Aus-
gabe auf 
 

23.500.385.300 Euro 
 
sowie hinsichtlich der Verpflichtungsermächti-
gungen auf 
 

2.278.327.000 Euro 
 
festgestellt. 
 

§ 2 
Kreditermächtigungen,  

derivative Finanzgeschäfte 
 
(1) Das Finanzministerium darf zur Deckung der 
Ausgaben Kredite bis zum Höchstbetrag von 
 

6.937.784.700 Euro 
 
für das Haushaltsjahr 2024 aufnehmen. Bei Dis-
kontpapieren ist nur der Nettobetrag auf die Kre-
ditermächtigung des jeweiligen Haushaltsjahres 
anzurechnen. 
 
(2) Das Finanzministerium darf ab Oktober des 
jeweiligen Haushaltsjahres im Vorgriff auf die 
Kreditermächtigung des nächsten Haushaltsjah-
res Kredite bis zur Höhe von 5 % des in § 1 für 
die Einnahmen und Ausgaben des betreffenden 
Haushaltsjahres festgestellten Betrages aufneh-
men. Die hiernach aufgenommenen Kredite sind 
auf die Kreditermächtigung des folgenden Haus-
haltsjahres anzurechnen. 
 
(3) Kredite und derivative Finanzgeschäfte nach 
§ 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) sind in inländischer Währung abzuschlie-
ßen. Eine Aufnahme von Fremdwährungskredi-
ten ist zulässig, wenn das damit verbundene 
Wechselkursrisiko bezüglich Kapital und Zinsen 
in voller Höhe durch Wechselkurssicherungsge-
schäfte ausgeschlossen wird. Auf die jeweilige 
Kreditermächtigung des Absatzes 1 ist der sich 
nach der Wechselkurssicherung ergebende Ka-
pitalbetrag in inländischer Währung anzurech-
nen. 
 
(4) Als Grundlage für die Steuerung der Zinsaus-
gaben in den Jahren bis 2029 werden im Haus-
haltsjahr 2024 folgende Plangrößen für die ge-
samten Zinsausgaben zugrunde gelegt:  
- für 2025: 691.000.000 Euro, 

      - für 2026: 705.000.000 Euro, 
- für 2027: 703.000.000 Euro, 
- für 2028: 785.000.000 Euro und 
- für 2029: 850.000.000 Euro. 
Im Haushaltsansatz und in den unter Satz 1 aus-
gewiesenen Plangrößen sind für die Zinsände-
rungsrisiken (§ 3 Absatz 3 Satz 3) enthalten:  
- für 2024:     7.000.000 Euro, 
- für 2025:   41.000.000 Euro, 
- für 2026:   61.000.000 Euro, 
- für 2027:   71.000.000 Euro, 
- für 2028:   90.000.000 Euro und 
- für 2029: 118.000.000 Euro. 
 
(5) Das Finanzministerium darf im Eigenbestand 
befindliche Wertpapiere des Landes vorüberge-
hend Kreditinstituten gegen Entgelt überlassen. 
 
(6) Das Finanzministerium darf Kassenverstär-
kungskredite bis zu 10 % des in § 1 für Einnah-
men und Ausgaben des jeweiligen Haushalts-
jahres festgestellten Betrages aufnehmen. Dar-
über hinaus darf das Finanzministerium zur De-
ckung eines nicht vorhergesehenen Liquiditäts-
bedarfs Vereinbarungen mit Kreditinstituten ab-
schließen, die eine kurzfristige Liquiditätsbe-
schaffung durch Beleihung von im Eigenbestand 
des Landes befindlichen Wertpapieren bis zu ei-
nem Betrag von 500.000.000 Euro ermöglichen. 
 
(7) Das Finanzministerium darf Darlehen, die der 
Bund den Ländern zweckgebunden gewährt, mit 
dem auf Schleswig-Holstein entfallenden Anteil 
aufnehmen. Ferner darf das Finanzministerium 
Darlehen aus dem sonstigen öffentlichen Be-
reich aufnehmen, die zweckgebunden für eine 
im Haushaltsplan veranschlagte Maßnahme ge-
währt werden und die zinsgünstiger als Kapital-
marktdarlehen sind. 
 
(8) Zur wechselseitigen Besicherung von Kre-
ditrisiken aus derivativen Geschäften wird das 
Finanzministerium ermächtigt, im Rahmen und 
für die Laufzeit dieser Geschäfte Sicherheiten in 
Form verzinster Barmittel entgegenzunehmen 
und zu stellen. Das Finanzministerium wird er-
mächtigt, für den damit verbundenen Finanzie-
rungsbedarf über die Ermächtigung des Absatz 
2 Satz 1 hinaus Kassenverstärkungskredite bis 
zu einer Höhe von 10 % des in § 1 für Einnah-
men und Ausgaben festgestellten Bedarfs auf-
zunehmen. 
 
(9) Die Bestände der Sondervermögen können 
bis zu ihrer Inanspruchnahme im Rahmen der Li-
quiditätssteuerung des Gesamthaushalts einge-
setzt werden. Soweit dadurch die bestehende 
Kreditermächtigung für die Anschlussfinanzie-
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rung auslaufender Altschulden noch nicht bean-
sprucht werden muss, kann sie in die folgenden 
Haushaltsjahre übertragen werden. 
 

§ 3 
Kredit- und Zinsmanagement 

 
(1) Beim Finanzministerium ist ein Kredit- und 
Zinsmanagement einzurichten. 
 
(2) Das Kredit- und Zinsmanagement beschafft 
die im Haushalt veranschlagten Kreditmarktmit-
tel, schließt derivative Finanzgeschäfte gemäß § 
18 Absatz 6 LHO ab und verwaltet den Schul-
den- und Derivatbestand des Landes. Es plant 
und steuert die Struktur der Kreditmarktschulden 
sowie die derivativen Finanzgeschäfte in Abhän-
gigkeit von der erwarteten Entwicklung der Kre-
ditmarktzinsen mit dem Ziel, die Zinsausgaben 
des Haushalts über einen längerfristigen Pla-
nungszeitraum unter Beachtung von Zinsände-
rungsrisiken zu optimieren. Bei der Planung und 
Steuerung der Zinsausgaben aus den Kredit-
marktschulden sind insbesondere der Zeitpunkt 
der Kreditaufnahme, die Fälligkeits- und Zinsbin-
dungsstruktur der Kreditmarktschulden festzule-
gen und zinsgünstige Möglichkeiten der Kredit-
beschaffung zu nutzen. Durch den ergänzenden 
Einsatz derivativer Finanzgeschäfte kann die 
Zinsbindungsstruktur der Kreditmarktschulden 
zusätzlich gestaltet werden. 
 
(3) Das Kredit- und Zinsmanagement setzt zur 
Unterstützung der Steuerung der Zinsausgaben 
unter Kosten-Risiko-Aspekten ein Referenz-
Portfolio und alternative Zinsszenarien ein. Die 
Zinsbindungsstruktur des Referenz-Portfolios 
wird unter Berücksichtigung der langfristigen Ri-
sikoabsorptionsfähigkeit des Haushalts festge-
legt. Zinsänderungsrisiken stellen potenzielle 
Zinsmehrausgaben in den zukünftigen Jahren 
dar. Die Quantifizierung der gesamten Zinsaus-
gaben sowie der Zinsänderungsrisiken erfolgt 
unter Einsatz eines standardisierten Verfahrens 
zur Simulation von Zinsszenarien. Das Verfah-
ren ist regelmäßig unter Berücksichtigung des 
Standes der Wissenschaft zu überprüfen und 
fortzuentwickeln. 
 
(4) Die mit dem Abschluss derivativer Finanzge-
schäfte verbundenen Kreditrisiken sind durch 
geeignete Verfahren, die die Sicherheitenstel-
lung für Neugeschäfte umfassen, zu begrenzen. 
Betriebs- und Abwicklungsrisiken sind durch or-
ganisatorische und personalwirtschaftliche Maß-
nahmen sowie durch eine funktionale Trennung 
des Abschluss- und Abwicklungsbereichs zu be-
grenzen. 
 

(5) Einnahmen aus dem Verkauf von Zinsoptio-
nen sind zur Risikovorsorge einer Zinsaus-
gleichsrücklage zuzuführen und zweckgebun-
den zum Ausgleich von Zinsmehrausgaben zu 
verwenden. Soweit Rücklagenmittel nicht mehr 
zur Abdeckung optionaler Zinsänderungsrisiken 
benötigt werden, sind sie zum Ausgleich von 
Zinsmehrausgaben während des Haushaltsvoll-
zugs und zur Verstetigung der Zinsausgaben-
entwicklung im Finanzplanungszeitraum einzu-
setzen. 
 

§ 4 
Haushaltswirtschaftliche Sperren 

 
(1) Über die Bestimmung des § 41 LHO hinaus 
darf das Finanzministerium Ausgaben sperren, 
soweit hierfür unvorhergesehen von anderer 
Seite nicht veranschlagte Mittel zweckgebunden 
bereitgestellt werden. Gleiches gilt, wenn Ände-
rungen im Bundesrecht oder auf EU-Ebene zu 
Minderausgaben im Landeshaushalt führen. 
 
(2) Nach § 41 LHO und nach Absatz 1 gesperrte 
Beträge sind in der Landeshaushaltsrechnung 
als Minderausgabe nachzuweisen. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Realisierung von globalen Minderausgaben und 
bei nicht genehmigten Haushaltsüberschreitun-
gen des Vorjahres im laufenden Haushaltsjahr 
Ausgaben zu sperren. 
 

§ 5 
Betragsgrenzen bei über- und außer- 

planmäßigen Ausgaben und Verpflichtungen 
 
(1) Der gemäß § 37 Absatz 2 Buchstabe a LHO 
zu bestimmende Betrag wird auf 5.000.000 Euro 
festgesetzt. 
 
(2) Der gemäß § 37 Absatz 3 LHO zu bestim-
mende Rahmen wird auf mehr als 5.000.000 
Euro bis zu 25.000.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 6 
Zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 

 
(1) Das Finanzministerium darf, auch wenn kein 
Fall des § 37 Absatz 1 oder des § 38 Absatz 1 
LHO vorliegt, in Ausgaben oder in Verpflichtun-
gen einwilligen, soweit hierfür nicht veran-
schlagte Mittel zweckgebunden von anderer 
Seite gezahlt oder rechtsverbindlich zugesagt 
sind. 
 
(2) Unvorhergesehene dringliche Ausgaben, in 
denen kein Fall des § 37 Absatz 1 LHO vorliegt, 
dürfen bis zu einem Betrag von 100.000 Euro im 
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Einzelfall pro Haushaltsjahr geleistet werden, 
wenn der Finanzausschuss einwilligt und die De-
ckung gesichert ist. Der Gesamtbetrag der Aus-
gaben darf 1.500.000 Euro pro Haushaltsjahr 
nicht übersteigen. 
 

§ 7 
Bewirtschaftung des Einzelplans 12 

 
(1) Im Einzelplan 12 dürfen bei den Hauptgrup-
pen 7 und 8 mit Ausnahme der Gruppe 711 Aus-
gaben nur mit Einwilligung des Finanzministeri-
ums geleistet werden. 
 
(2) Im Einzelplan 12 sind die Ausgaben für die 
Bauunterhaltung (Gruppe 519) übertragbar. 
 
(3) Im Einzelplan 12 sind 
 
1. innerhalb der einzelnen Kapitel die Ausgaben 

der Gruppe 519 und der Gruppe 711 gegensei-
tig deckungsfähig, 

 
2. innerhalb des Einzelplans mit Zustimmung 

des Finanzministeriums gegenseitig de-
ckungsfähig die Ausgaben der Gruppen 712 
bis 749, 812, 821 und 894. 

 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in-
nerhalb des Einzelplans 12 im Einvernehmen 
mit den betroffenen Ressorts und mit Einwilli-
gung des Finanzausschusses Baumittel der gro-
ßen Baumaßnahmen kapitelübergreifend umzu-
setzen. 
 

§ 8 
Allgemeine und Einzelplan übergreifende  

Bewirtschaftungsregeln 
 
(1) Aus den Ausgaben der Titel 422 03 dürfen 
auch die Vergütungen der Auszubildenden im 
Sinne des § 4 Absatz 2 oder 3 des Landesbeam-
tengesetzes gezahlt werden. 
 
(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel fließen die 
Einnahmen aus 
 
1. der Anfertigung von Fotokopien und aus Ver-

vielfältigungen für Dritte, 
 
2. Schadensersatzleistungen Dritter, die nicht im 

Zusammenhang mit Kfz-Unfällen stehen, inso-
weit, als sie zur Instandsetzung bestimmt sind, 
sowie aus der Abgabe von Betriebsstoffen und 
Ersatzteilen an Dritte und 

 
3. Erstattungen Dritter im Zusammenhang mit 

Ausgaben der Gruppe 517 
 

den Ausgaben der Obergruppe 51 zu. 
 
(3) Erstattungen von Personalausgaben (Haupt-
gruppe 4) und Eingliederungszuschüsse der 
Bundesagentur für Arbeit können durch Abset-
zen von der Ausgabe vereinnahmt werden. 
 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
die Durchführung des „Sabbatjahres“ in den je-
weiligen Kapiteln Titel für Zuführungen an die 
zweckgebundene Rücklage zu Lasten der Per-
sonalkostentitel, für Entnahmen aus der Rück-
lage sowie andere damit im Zusammenhang ste-
hende Titel einschließlich der entsprechenden 
Haushaltsvermerke einzurichten. 
 
(5) Das Finanzministerium unterrichtet den Fi-
nanzausschuss, wenn im Verlauf des Haushalts-
jahres erkennbar wird, dass bestimmte Ausga-
betitel voraussichtlich in erheblichem Umfang 
nicht ausgeschöpft werden. 
 
(6) Werden veranschlagte Investitionen im 
Haushaltsvollzug bei nachgewiesener Wirt-
schaftlichkeit durch alternative Beschaffungsfor-
men (wie zum Beispiel Leasing- oder ähnliche 
Verträge) ersetzt, sind die hierfür erforderlichen 
Mittel auf einen gegebenenfalls neu einzurich-
tenden Titel der Hauptgruppe 5 umzusetzen 
(Solländerung). Die Einsparungen sind bei den 
jeweiligen Investitionen als Minderausgaben 
nachzuweisen. 
 
(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Ressorts und nach 
Maßgabe der Entscheidung der Landesregie-
rung Haushaltsmittel gegen Deckung bereitzu-
stellen, die zur Abwehr einer drohenden Scha-
denslage im Schleswig-Holsteinischen Küsten-
meer erforderlich sind, und die entsprechenden 
Titel einzurichten. Der Finanzausschuss ist un-
verzüglich zu unterrichten. 
 
(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in 
Abstimmung mit dem Ministerium für Inneres, 
Kommunales, Wohnen und Sport Abschlags-
zahlungen auf das erwartete Abrechnungser-
gebnis im Rahmen des Kommunalen Finanz-
ausgleichs an die Kommunen festzusetzen, 
wenn die aufgrund der Steuerschätzung zu er-
wartenden Steuereinnahmen das veranschlagte 
Haushaltssoll wesentlich übersteigen. Die Mehr-
ausgaben sind durch entsprechende Steuer-
mehreinnahmen zu decken. Darüber hinaus wird 
das Finanzministerium ermächtigt, in Abstim-
mung mit dem Ministerium für Inneres, Kommu-
nales, Wohnen und Sport die Finanzausgleichs-
masse auf der Grundlage der Steuereinnahmen 
entsprechend dem langfristigen Durchschnitt 



5 
 

 

neu zu berechnen und festzusetzen. Die Fest-
stellung der Steuereinnahmen entsprechend 
dem langfristigen Durchschnitt erfolgt durch das 
Finanzministerium. Die Mehrausgaben sind 
durch entsprechende Minderausgaben oder 
Mehreinnahmen zu decken. 
 
(9) Zur Durchführung von ÖPP-Projekten, deren 
Wirtschaftlichkeit nachgewiesen ist, wird das Fi-
nanzministerium im Einvernehmen mit dem je-
weiligen Ressort ermächtigt, Ausgaben und Ver-
pflichtungsermächtigungen zu einem von ihm 
einzurichtenden Titel der Hauptgruppen 5 oder 8 
im selben Kapitel umzusetzen, soweit Ausgaben 
oder Verpflichtungsermächtigungen für die Maß-
nahme vorgesehen waren. Minderausgaben bei 
den jeweiligen Investitionstiteln sind einzuspa-
ren. 
 
(10) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag eines Ressorts Titel der Hauptgruppen 6 
bis 8 einzurichten und Mittel der Obergruppe 42 
auf diese oder vorhandene Titel der Hauptgrup-
pen 6 bis 8 umzusetzen, wenn dargelegt wird, 
dass durch zusätzliche, über die Vorgaben des 
Haushalts hinausgehende Einsparmaßnahmen 
Planstellen oder Stellen dauerhaft nicht wieder-
besetzt werden. 
 
(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit der Aufnahme, Unterbrin-
gung, Versorgung, Gesundheitsversorgung, 
Verteilung und Aufenthaltsbeendigung von Per-
sonen, die nach der Ausländer- und Aufnahme-
verordnung vom 27. April 2022 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 593), zuletzt geändert durch Art. 1 LVO vom 
7. September 2022 (GVOBl. S. 845), zum Woh-
nen in Erstaufnahmeeinrichtungen oder Landes-
unterkünften verpflichtet sind, erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und Haus-
haltsvermerken einzurichten, umzusetzen und 
zu ändern, in zusätzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einzuwilligen sowie, insbesondere 
für die im Zusammenhang mit der Aufgaben-
wahrnehmung des Landesamtes für Zuwande-
rung und Flüchtlinge erforderlichen Personalbe-
darfe, Planstellen und Stellen auszubringen, so-
weit die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt 
ist. 
 
(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
Einwilligung des Finanzausschusses den Son-
dervermögen 
- „InfrastrukturModernisierungsProgramm für 

unser Land Schleswig-Holstein (IMPULS 
2030)“ bei Titel 1611 - 634 03, 

- „Versorgungsfonds des Landes Schleswig-Hol-
stein“ bei Titel 1105 - 634 01, 

- „Sondervermögen zur Förderung von Mobilität 
und Innovation des Schienenpersonennahver-
kehrs im Land Schleswig-Holstein (Sonderver-
mögen MOIN.SH)“ bei Titel 0614 - 634 01 MG 
02, 

- „Sondervermögen zur Umsetzung der Breit-
bandstrategie des Landes Schleswig-Holstein“ 
bei Titel 0613 - 634 01 MG 08, 

- „Sondervermögen zur Förderung des Einsat-
zes von Künstlicher Intelligenz in Schleswig-
Holstein“ bei Titel 0306 - 634 02 sowie 

- „Sondervermögen Energie- und Wärmewende, 
Klimaschutz und Bürgerenergie“ bei Titel 1318 
- 634 01 

Mittel bis zur Höhe des strukturellen Überschus-
ses gemäß § 1 Absatz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung von Artikel 61 der Verfassung des Lan-
des Schleswig-Holstein vom 13. Dezember 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 612), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 201), zuzuführen, wenn die 
Vorgaben des § 7 Absatz 4 des Gesetzes zur 
Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des 
Landes Schleswig-Holstein erfüllt sind und so-
weit der Finanzierungssaldo unter Bereinigung 
um die Inanspruchnahme des Landes durch die 
hsh finanzfonds AöR nicht negativ wird. Der De-
ckungsnachweis erfolgt mit der Haushaltsrech-
nung. Der Finanzausschuss trifft seine Entschei-
dung zum Vorschlag des Finanzministeriums 
über die Zuführungen aus dem strukturellen 
Überschuss entsprechend der Zwecke aus Satz 
1 unverzüglich nach Feststellung durch einen 
vorläufigen Haushaltsabschluss. 
 
(13) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Ressorts für Zwecke 
des Sondervermögens IMPULS 2030 erforderli-
che Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen und Haushaltsvermerke einzurichten 
und zu ändern sowie in zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die Fi-
nanzierung aus Entnahmen aus dem Sonderver-
mögen IMPULS 2030 oder durch Minderausga-
ben im Einzelplan 16 gedeckt ist. Für das Kapitel 
1611 ist das Finanzministerium zugleich zustän-
diges Ressort. 
 
(14) Die obersten Landesbehörden werden er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium Vereinbarungen zum notwendigen De-
fizitausgleich aus möglichen Steuernachzahlun-
gen mit Landesunternehmen zu schließen. Hier-
für darf das Finanzministerium erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und erforder-
lichen Haushaltsvermerken einrichten und um-
setzen, soweit die Finanzierung der Maßnahme 
gedeckt ist. Der Finanzausschuss muss in die 
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Maßnahme einwilligen, wenn der Wert der Maß-
nahme 500.000 Euro übersteigt. 
 
(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den betroffenen Ressorts zur 
Umsetzung einer Vereinbarung mit den kommu-
nalen Landesverbänden im Zusammenhang mit 
der Weiterentwicklung des Kommunalen Finanz-
ausgleichs erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen und zu ändern sowie 
in zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen 
einzuwilligen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
 
(16) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag der zuständigen obersten Landesbehör-
den zur Umsetzung der Umsatzbesteuerung ge-
mäß § 2b Umsatzsteuergesetz erforderliche Ti-
tel mit den entsprechenden Ansätzen und Haus-
haltsvermerken einzurichten, umzusetzen und 
zu ändern, soweit die Finanzierung der Maßnah-
men gedeckt ist. 
 
(17) Die zuständigen Fachministerien werden 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium Verwaltungsvereinbarungen mit dem 
für Wirtschaft und Energie zuständigen Bundes-
ministerium zur Beteiligung am Förderprogramm 
für Vorhaben von gemeinsamen Europäischen 
Interesse (Important Project of Common Euro-
pean Interest - IPCEI) und/oder nach dem Tem-
porary Crisis and Transition Framework (TCTF) 
abzuschließen. Der Anteil der Landesmittel an 
der jeweiligen, projektbezogenen Gesamtförder-
summe darf 30 % nicht übersteigen. Das Finanz-
ministerium wird ermächtigt, auf Antrag des zu-
ständigen Fachministeriums die zur anteiligen 
Mitfinanzierung auf Basis der jeweiligen Verwal-
tungsvereinbarung erforderlichen Titel sowie 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Haushaltsvermerken einzurichten so-
wie in zusätzliche Ausgaben und Verpflichtun-
gen einzuwilligen, soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt ist. Das Finanzministerium 
wird ermächtigt, zur Unterstützung von Ansied-
lungsvorhaben, die durch Mittel von IPCEI 
und/oder TCTF gefördert werden sollen oder ge-
fördert werden, im Kapitel 1111, Maßnahme-
gruppe 16 die erforderlichen Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen und zu ändern sowie 
in zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 
einzuwilligen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahme gedeckt ist. 
 
(18) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 

Antrag des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus für den Fall, 
dass das Projekt „Hansenetzwerk - Entwicklung 
innovativer, energieeffizienter Aquakulturtech-
nologien zur Produktion von Fisch, Meeresfrüch-
ten und anderen aquatischen Nahrungsmitteln“ 
des Fraunhofer-Entwicklungszentrums für Ma-
rine und Zelluläre Biotechnologie nicht aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) 2014 bis 2020 gefördert werden kann, 
über die bereits veranschlagten Mittel hinaus mit 
weiteren bis zu 1.940.000 Euro zu finanzieren, 
die erforderlichen Titel sowie Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Haus-
haltsvermerken einzurichten sowie in zusätzli-
che Ausgaben und Verpflichtungen einzuwilli-
gen, soweit die Finanzierung der Maßnahmen 
gedeckt ist. 
 
(19) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Ministeriums die im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung von Mitteln zur 
Stärkung des Bevölkerungsschutzes aus Titel 
1111 - 971 13 erforderlichen Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen und zu ändern. Zur 
Deckung von neu eingerichteten Verpflichtungs-
ermächtigungen nach Satz 1 ist eine Rücklage 
in entsprechender Höhe aus den umgesetzten 
Mitteln zu bilden, vorzuhalten und deren Ent-
nahme in der benötigten Höhe für das entspre-
chende Jahr vorzusehen. 
 
(20) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
dem Sondervermögen IMPULS 2030 für Kosten-
steigerungen bei  
 
1. Hochbaumaßnahmen des Landes, 
 
2. Baumaßnahmen in Krankenhäusern nach 

Maßgabe des Krankenhausgesetzes für das 
Land Schleswig-Holstein (LKHG) und 

 
3. der Umsetzung der Breitbandstrategie des 

Landes 
 
bis zu 200.000.000 Euro zuzuführen, soweit die 
Zuführung gedeckt ist. 
 
(21) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Ressorts für Kostenstei-
gerungen bei Hochbaumaßnahmen des Landes 
in den Einzelplänen 12 und 16 erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und Haus-
haltsvermerken einzurichten, zu ändern und um-
zusetzen sowie in zusätzliche Ausgaben und 
Verpflichtungsermächtigungen einzuwilligen, 
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soweit dem Sondervermögen IMPULS 2030 Mit-
tel zur Deckung von Kostensteigerungen bei 
Hochbaumaßnahmen zugeführt wurden. 
 
(22) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag der zuständigen obersten Landesbehör-
den aufgrund der Folgen des Aufeinandertref-
fens unterschiedlicher schwerer Krisen - der 
Corona-Pandemie, des völkerrechtswidrigen 
Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine sowie 
der Naturkatastrophe Jahrhundert-Sturmflut 
vom 19. bis 21. Oktober 2023 - die, gegebenen-
falls auch zur Umsetzung des Beschlusses des 
Landtags zur Feststellung einer außergewöhnli-
chen Notsituation gemäß Artikel 61 Absatz 3 der 
Landesverfassung, für das Jahr 2024 erforderli-
chen Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen mit den entsprechenden Ansätzen und 
Haushaltsvermerken einzurichten, umzusetzen 
und zu ändern sowie in zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahme gedeckt ist. Soweit 
die Deckung durch Inanspruchnahme von Mit-
teln erfolgt, die aufgrund des Beschlusses des 
Landtags nach Artikel 61 Absatz 3 der Landes-
verfassung zur Verfügung stehen, ist die Einwil-
ligung des Finanzausschusses einzuholen. 
 
(23) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus und das Minis-
terium für Inneres, Kommunales, Wohnen und 
Sport werden ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium, 
 
1. die Investitionsbank Schleswig-Holstein 

(IB.SH) mit der Errichtung und der Umsetzung 
eines Entwicklungsfonds („Entwicklungsfonds 
Schleswig-Holstein“) zur Unterstützung der 
Kommunen durch Darlehensvergabe bis zu ei-
ner Gesamthöhe von insgesamt 
1.000.000.000 Euro beim Erwerb von Grund-
stücken zum Zwecke der Schaffung und Siche-
rung von gewerblichen, industriellen und/oder 
wohnbaulichen Flächen zu beauftragen; die 
von der IB.SH gewährten Darlehen dürfen eine 
Laufzeit von maximal sechs Jahren haben; 

 
2. gegenüber der Investitionsbank Schleswig-

Holstein die Übernahme von zwei Drittel der 
Verluste aus einem Weiterverkauf der Grund-
stücke, maximal aber bis zu einer Höhe von 20 
v. H. der jeweiligen Darlehenssumme, zu er-
klären; die Darlehen dürfen in der Summe 
1.000.000.000 Euro nicht übersteigen. 

 
(24) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
dem Sondervermögen „Versorgungsfonds des 
Landes Schleswig-Holstein“ bei Titel 1105 -     
634 01 Mittel zuzuführen, soweit die Zuführung 

gedeckt ist. 
§ 9 

Struktur- und Funktionalreform 
 
(1) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Inneres, Kommu-
nales, Wohnen und Sport und mit Einwilligung 
des Finanzausschusses für die Übertragung von 
bisher vom Land wahrgenommenen Aufgaben 
auf die Kommunen im Rahmen der Struktur- und 
Funktionalreform Haushaltsmittel gegen De-
ckung bereitstellen und die erforderlichen Titel 
einrichten. Zur Finanzierung des Kostenaus-
gleichs wird das Finanzministerium ermächtigt, 
Ausgabeansätze zu sperren sowie Planstellen 
und Stellen mit kw-Vermerken zu versehen. 
 
(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres, 
Kommunales, Wohnen und Sport und dem die 
Aufgabe abgebenden Ressort und mit Einwilli-
gung des Finanzausschusses die zur Übertra-
gung von Aufgaben des Landes auf den kommu-
nalen Bereich oder zur Übertragung von Aufga-
ben auf Dritte im Rahmen der Struktur- und 
Funktionalreform erforderlichen Änderungen im 
Landeshaushalt vorzunehmen. In diesem Zu-
sammenhang dürfen Titel mit Haushaltsvermer-
ken eingerichtet und in zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungsermächtigungen eingewilligt 
werden. In Höhe dieser zusätzlichen Ausgaben 
und Verpflichtungen sind in den betreffenden 
Einzelplänen Einsparungen, insbesondere bei 
den Personalausgaben und den sächlichen Ver-
waltungsausgaben, zu erbringen. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
Einwilligung des Finanzausschusses eine Ver-
pflichtungserklärung gegenüber kommunalen 
Trägern und Dritten, die Landesbedienstete im 
Rahmen der Übertragung von Landesaufgaben 
im Rahmen der Struktur- und Funktionalreform 
übernehmen, für die Übernahme der zeitanteili-
gen Versorgungsbezüge dieser Beamtinnen und 
Beamten für die Zeit nach ihrer Versetzung an 
die kommunalen Träger oder Dritte abzugeben. 
 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den betroffenen Ressorts die 
zur Struktur- und Funktionalreform erforderli-
chen Änderungen im Landeshaushalt vorzuneh-
men. In diesem Zusammenhang dürfen Titel neu 
eingerichtet, Mittel und Verpflichtungsermächti-
gungen umgeschichtet, und die aus stellenplan-
systematischen Gründen notwendigen Planstel-
len und Stellen für das vorhandene Personal mit 
den erforderlichen Vermerken im Stellenplan an-
gepasst und ausgebracht werden. Die Maßnah-
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men dürfen nicht zu einer Erhöhung der Ausga-
ben führen. 
 

§ 10 
Deckungsfähigkeit und Rücklagen 

 
(1) Abweichend von § 20 Absatz 1 und 2 LHO 
gilt zur Deckungsfähigkeit Folgendes: 
 
1. Innerhalb desselben Einzelplans sind gegen-

seitig deckungsfähig die Ausgaben der Haupt-
gruppe 4 und der Obergruppen 51 bis 54, 

 
2. innerhalb desselben Einzelplans sind gegen-

seitig deckungsfähig die Ausgaben der Haupt-
gruppen 6 bis 8. 

 
Beide Regelungen gelten nur, soweit es sich 
nicht um Ausgaben aus zweckgebundenen Ein-
nahmen handelt. 
 
(2) Dem Landespolizeiamt, dem Landeskriminal-
amt und den Polizeidirektionen sollen die für die 
jeweiligen Dienstbereiche vorgesehenen Haus-
haltsmittel aufgeschlüsselt so zugewiesen wer-
den, dass das Ministerium für Inneres, Kommu-
nales, Wohnen und Sport über die Regelung in 
Absatz 1 hinaus eine einseitige Deckungsfähig-
keit der Hauptgruppe 5 zugunsten der Haupt-
gruppe 8 zulassen kann. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht verbrauchte Ausgaben der Hauptgruppe 4 
innerhalb eines Einzelplans Titel für die Zufüh-
rungen an zweckgebundene Rücklagen, Ent-
nahmen aus der Rücklage sowie andere damit 
im Zusammenhang stehende Titel einschließlich 
der entsprechenden Haushaltsvermerke einzu-
richten und zu ändern. 
 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht verbrauchte Ausgaben der Hauptgruppen 
5 bis 8 innerhalb eines Einzelplans Titel für die 
Zuführungen an Rücklagen, Entnahmen aus der 
Rücklage sowie andere damit im Zusammen-
hang stehende Titel einschließlich der entspre-
chenden Haushaltsvermerke einzurichten und 
zu ändern. 
 

§ 11 
Stellenpläne und Stellenübersichten 

 
(1) Die Einwilligung des Finanzministeriums 
nach § 49 Absatz 5 Satz 2 LHO ist nicht erfor-
derlich bei Abweichungen von den Stellenüber-
sichten für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, soweit sie für die nach dem Überleitungsta-
rifvertrag übergeleiteten Beschäftigten durch 

nach den Tarifverträgen vorzunehmende Höher-
gruppierungen, im Bewährungsaufstieg oder in-
folge Ablaufs einer bestimmten Frist bedingt 
sind. 
 
(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im 
Bewährungsaufstieg oder infolge Ablaufs einer 
bestimmten Frist höhergruppiert worden sind, 
sind auf den Stellen zu führen, aus denen die 
Höhergruppierungen erfolgt sind. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Stellenpläne und Stellenübersichten der Rechts-
lage anzupassen, soweit Rechtsvorschriften o-
der Tarifverträge mit besoldungs- oder tarifrecht-
lichen Auswirkungen dieses im Haushaltsjahr 
2024 zwangsläufig erfordern. 
 

§ 12 
Leerstellen 

 
(1) Die obersten Landesbehörden, die Landtags-
verwaltung und der Landesrechnungshof dürfen 
Leerstellen mit dem Vermerk „künftig wegfal-
lend“ ausbringen, wenn Beamtinnen oder Be-
amte, Richterinnen oder Richter oder Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer länger als sechs 
Monate aufgrund Gesetzes, Tarifvertrages oder 
Vereinbarung von ihrer Dienstleistungspflicht 
befreit sind und nach Wegfall des Befreiungs-
grundes Anspruch auf Beschäftigung haben o-
der in den Ruhestand beziehungsweise in Rente 
gehen. Dasselbe gilt für Beamtinnen und Be-
amte, Richterinnen und Richter sowie Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die für einen be-
grenzten Zeitraum zur Landtagsverwaltung oder 
zum Landesrechnungshof Schleswig-Holstein o-
der von der Landtagsverwaltung abgeordnet o-
der versetzt werden oder abgeordnet oder ver-
setzt worden sind. 
 
(2) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur kann für Lehrkräfte und schulische Assistenz-
kräfte Leerstellen mit dem Vermerk „künftig weg-
fallend“ auch dann ausbringen, wenn die Lehr-
kraft oder die schulische Assistenzkraft aus den 
in Absatz 1 genannten Gründen für weniger als 
sechs Monate von der Dienstpflicht befreit ist. 
 
(3) Für die Hochschulen gilt Absatz 1 mit Zustim-
mung des für die Hochschulen zuständigen Mi-
nisteriums entsprechend. 
 

§ 13 
Ausbringung und Umsetzung von Planstellen 

und Stellen 
 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
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Antrag der obersten Landesbehörden  
 
1. für freigestellte Personalratsmitglieder insge-

samt bis zu 25 Planstellen und Stellen auszu-
bringen; die Planstellen und Stellen sind mit 
dem Vermerk „künftig wegfallend“ zu verse-
hen; in den Vorjahren ausgebrachte Planstel-
len und Stellen sind anzurechnen, 

 
2. im Rahmen der Hochschulprogramme des 

Landes, des Bundes und/oder der Europäi-
schen Union und für andere von Dritten durch 
Vereinbarung finanzierte Professuren und wis-
senschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter befristet zusätzliche Planstellen und Stellen 
einzurichten, soweit die damit verbundenen 
Ausgaben gedeckt sind; über die Veränderun-
gen ist der Finanzausschuss zu unterrichten; 
erfolgt die Finanzierung der zusätzlichen Plan-
stellen und Stellen ausschließlich aus Landes-
mitteln, die im Rahmen von Hochschulpro-
grammen bereitgestellt werden, ist die Einwilli-
gung des Finanzausschusses erforderlich, 

 
3. zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung 

in den allgemeinbildenden und berufsbilden-
den Schulen für 

 
a) auf Dauer für den Unterricht eingeschränkt 

dienstfähige oder volldienstunfähige Lehr-
kräfte und 

 
b) vorzeitig in den Ruhestand versetzte Lehr-

kräfte, die nach ihrer Reaktivierung auf Dauer 
für den Unterricht eingeschränkt dienstfähig 
oder voll dienstunfähig sind, 

 
bis zu 15 zusätzliche Planstellen und Stellen 
einzurichten; die Planstellen und Stellen erhal-
ten den Vermerk „künftig wegfallend mit Aus-
scheiden der Stelleninhaberin oder des Stelle-
ninhabers“ und können in andere Einzelpläne 
umgesetzt werden; in Anspruch genommene 
Ermächtigungen aus den Vorjahren sind anzu-
rechnen; wirksam gewordene Vermerke „künf-
tig wegfallend mit Ausscheiden der Stellenin-
haberin oder des Stelleninhabers“ fallen dem 
Ermächtigungsrahmen wieder zu (Stellen-
pool); die in 2024 entstehenden Mehrbedarfe 
werden gedeckt durch Einsparungen in Höhe 
von 75 % zu Lasten des Kapitels 1105 - Ver-
sorgung, Unfallfürsorge und Ausgleichsbe-
träge - und zu 25 % vom jeweils aufnehmen-
den Ressort; das Finanzministerium wird er-
mächtigt, die zur Deckung erforderlichen 
Haushaltsmittel umzusetzen, 

 
4. bei Vorliegen gesetzlicher Ansprüche (zum 

Beispiel Rückkehr aus Beurlaubungen, Ar-
beitszeiterhöhungen) zusätzliche Planstellen 
und Stellen einzurichten, sofern die Finanzie-
rung gesichert ist; die Planstellen und Stellen 
sind mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ zu 
versehen. 

 
(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Schaffung von bis zu 78 zusätzlichen Ausbil-
dungsplätzen, davon mindestens 16 für Kauf-
leute für Bürokommunikation, Mittel gegen De-
ckung an anderer Stelle des Haushalts bereitzu-
stellen, gegebenenfalls die erforderlichen Titel 
einzurichten, Mittel umzusetzen und Stellen aus-
zubringen. In Anspruch genommene Ermächti-
gungen aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
Bedarf für das Kapitel 0804 neue Planstellen 
auszubringen, sofern dies nicht zu einer Erhö-
hung des Zuschusses zum laufenden Betrieb 
des Landeslabors führt. 
 
(4) Das Finanzministerium darf auf Antrag einer 
obersten Landesbehörde im Einvernehmen mit 
dem Zentralen Personalmanagement in der 
Staatskanzlei bei den obersten Landesbehörden 
insgesamt bis zu fünf zusätzliche mit dem Ver-
merk „künftig wegfallend“ (spätestens nach drei 
Jahren) zu versehende Planstellen oder Stellen 
bis zur Besoldungsgruppe A 14 beziehungs-
weise R 1 oder der entsprechenden Entgelt-
gruppe in den jeweiligen Einzelplänen ausbrin-
gen, soweit dies zur Erfüllung unvorhergesehe-
ner und dringender Aufgaben erforderlich ist und 
die Ausgaben hierfür im jeweiligen Einzelplan 
gedeckt werden. Ab 2023 ausgebrachte Plan-
stellen und Stellen sind anzurechnen. 
 
(5) Das Finanzministerium darf auf Antrag einer 
obersten Landesbehörde im Einvernehmen mit 
dem Zentralen Personalmanagement in der 
Staatskanzlei insgesamt bis zu drei zusätzliche 
mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ (spätes-
tens nach vier Jahren) zu versehende Planstel-
len oder Stellen bis zur Besoldungsgruppe A 14 
beziehungsweise R 1 oder der entsprechenden 
Entgeltgruppe in den jeweiligen Einzelplänen 
ausbringen, soweit diese zur Entsendung an In-
stitutionen der Europäischen Union dienen. Die 
erforderlichen finanziellen Mehrbedarfe werden 
aus dem Einzelplan 11 bereitgestellt. In den Vor-
jahren ausgebrachte Planstellen und Stellen 
sind anzurechnen. 
 
(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz und Gesund-
heit jährlich bis zu 50 zusätzliche mit dem Ver-
merk „künftig wegfallend“ (spätestens nach 30 
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Monaten) zu versehende Stellen für Referenda-
rinnen und Referendare (Anw. LG 2.2) im Einzel-
plan 09 auszubringen und in die erforderlichen 
zusätzlichen Ausgaben einzuwilligen sowie die 
erforderlichen zusätzlichen Mittel in den Titel 
0902 - 428 04 umzusetzen, soweit diese inner-
halb des Einzelplanes gedeckt sind und soweit 
dies zur Vermeidung von Wartezeiten bei der 
Einstellung in den juristischen Vorbereitungs-
dienst erforderlich ist. 
 
(7) Das Finanzministerium darf auf Antrag des 
Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur Plan-
stellen und Stellen für abzuordnende Lehrkräfte 
der Kapitel 0711 bis 0715 für die Kapitel 0701 
und 0717 ausbringen. 
 
(8) Das Finanzministerium darf auf Antrag des 
Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur Plan-
stellen und Stellen für abzuordnende Lehrkräfte 
im Kapitel 0703 MG 04 ausbringen. 
 

§ 14 
Ermächtigungen für sonstige Personal  

bewirtschaftende Maßnahmen 
 
(1) In der Landesverwaltung sollen 20 % der neu 
zu besetzenden Stellen für Auszubildende, An-
wärterinnen und Anwärter mit Schwerbehinder-
ten besetzt werden. Das Nähere regelt die 
Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium. 
 
(2) Innerhalb der Einzelpläne dürfen in den Ka-
piteln ausgebrachte Planstellen und Stellen 
auch in anderen Kapiteln in Anspruch genom-
men werden. Dabei darf es zu keiner Verstär-
kung des Kapitels 01 „Ministerium“ kommen. 
Über den weiteren Verbleib ist im nächsten 
Haushaltsplan zu bestimmen. 
 
(3) Das Finanzministerium darf bei Bedarf auf 
Antrag der obersten Landesbehörden Stellen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Plan-
stellen umwandeln. Die Umwandlungen dürfen 
nicht zu Mehrausgaben führen. 
 
(4) Ausgaben für die Vergabe von Leistungsstu-
fen nach § 28 Absatz 6 Besoldungsgesetz 
Schleswig-Holstein in Verbindung mit der Leis-
tungsstufenverordnung vom 11. November 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 597), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 4. Dezember 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 815), dürfen im Rahmen der rechtli-
chen Bestimmungen aus den verbindlichen Per-
sonalkostenansätzen der Obergruppe 42 geleis-
tet werden. 

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
partiell dienstunfähige Beamtinnen und Beamte, 
die bei anderen Einrichtungen weiterbeschäftigt 
werden können, bis zu 75 % der Personalausga-
ben zu Lasten des Kapitels 1105 und zugunsten 
eines Zuschusses an diese Einrichtung umzu-
setzen und zu diesem Zweck eventuell erforder-
liche Titel einzurichten. 
 
(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zum 
Abbau von Personalüberhängen in der Landes-
verwaltung Planstellen und Stellen einschließ-
lich der Personalmittel umzusetzen. 
 
(7) Bei den allgemeinbildenden Schulen (Kapitel 
0711 bis 0715) dürfen mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums freie und besetzbare Planstel-
len oder Stellen für Lehrkräfte mit bis zu zwei 
Lehrkräften in Ausbildung besetzt werden. Die 
Ermächtigung gilt für bis zu 700 Lehrkräfte in der 
Ausbildung. Jeweils drei freie und besetzbare 
Planstellen für Beamtinnen und Beamte im Vor-
bereitungsdienst in den allgemeinbildenden 
Schulen (Kapitel 0711 bis 0715) dürfen mit Ein-
willigung des Finanzministeriums mit einer Lehr-
kraft besetzt werden. Die Ermächtigung gilt für 
bis zu 100 Lehrkräfte. 
 
(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
im Zusammenhang mit den bundeseinheitlich 
durchzuführenden Personalbedarfsberechnun-
gen der Steuerverwaltung erforderlichen Ände-
rungen in den Stellenplänen des Kapitels 0505 
vorzunehmen. In diesem Zusammenhang dür-
fen die aus stellenplansystematischen Gründen 
notwendigen Planstellen und Stellen für das vor-
handene Personal mit den erforderlichen Ver-
merken in den Stellenplänen angepasst und ma-
ximal bis zu 20 Planstellen und Stellen ausge-
bracht werden. Die Maßnahmen dürfen nicht zur 
Erhöhung der Ausgaben führen. 
 
(9) Der durch Teilzeitbeschäftigung im Rahmen 
der Altersteilzeit nach § 63 Absatz 1 des Landes-
beamtengesetzes freiwerdende Anteil einer 
Planstelle darf nicht wiederbesetzt werden. Im 
nächsten Haushalt ist die betreffende Planstelle 
oder ein Äquivalent in Abgang zu stellen oder mit 
einem Vermerk „künftig wegfallend spätestens 
zum ...“ zu versehen. Als Zeitpunkt des spätes-
ten Wegfalls ist das Ende der Altersteilzeit zu 
wählen. Abweichende Regelungen aus Vorjah-
ren mit Bezug auf arbeits- und beamtenrechtli-
che Regelungen gelten für Fälle aus diesen Jah-
ren fort. Für den Fall der Wiedereinführung der 
Altersteilzeit im Tarifbereich für die schleswig-
holsteinische Landesverwaltung gilt für Tarifbe-
schäftigte Entsprechendes. 
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(10) Planstellen, die im laufenden Haushaltsjahr 
durch die Inanspruchnahme der Vorruhestands-
regelung nach § 36 Absatz 4 Landesbeamtenge-
setz frei werden, dürfen nicht wiederbesetzt wer-
den. Im nächsten Haushalt ist die betreffende 
Planstelle oder ein Äquivalent in Abgang zu stel-
len. 
 
(11) Abfindungen an Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer dürfen in den jeweiligen Kapiteln zu 
Lasten der Titel der Gruppe 428 geleistet wer-
den. Die betreffende Stelle darf im laufenden 
Haushaltsjahr nicht wiederbesetzt werden. Im 
nächsten Haushaltsjahr ist die Stelle oder ein 
Äquivalent in Abgang zu stellen. Das Nähere re-
gelt das Finanzministerium. 
 
(12) Die obersten Landesbehörden dürfen in den 
Kapiteln 0301 und 0720 und den Haushaltsplä-
nen der Hochschulen Planstellen und Stellen he-
ben, herabgruppieren und umwandeln. Das Fi-
nanzministerium und der Finanzausschuss sind 
jeweils zum 31. März für das abgelaufene Jahr 
von den Änderungen der Stellenpläne und Stel-
lenübersichten zu informieren. Das Ministerium 
für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur kann diese Befug-
nis für seinen Zuständigkeitsbereich auf die 
Hochschulen (Kapitel 0720 MG 06), mit Aus-
nahme der Hochschulmedizin (Tätigkeit am 
UKSH), übertragen. 
 
(13) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur wird ermächtigt, im Rahmen von Hochschul-
programmen oder von Drittmittel finanzierten 
Projekten für die Hochschulen auch mehrjährige 
Zeitverträge zuzulassen oder abzuschließen. 
Über die Veränderungen ist der Finanzaus-
schuss jährlich zu unterrichten. 
 
(14) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
einer sich abzeichnenden Budgetüberschreitung 
im Folgejahr eine Beförderungssperre für das je-
weilige Ressort zu erlassen. 
 
(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Rahmen der ressortübergreifenden Vermittlung 
von Beschäftigten auf anderweitig zu beset-
zende Planstellen oder Stellen mit dem Ziel des 
Abbaus von Personalüberhängen im Einverneh-
men mit den beteiligten Ressorts Fortbildungs-
mittel umzusetzen. 
 
(16) Die Staatskanzlei wird ermächtigt, der Fach-
hochschule für Verwaltung und Dienstleistung in 
Altenholz für den Fachbereich Allgemeine Ver-
waltung bis zu eine Beamtin oder einen Beamten 
des Verwaltungsdienstes unter Verzicht auf die 

Erstattung von Personalausgaben zur Verfü-
gung zu stellen. Das Ministerium für Inneres, 
Kommunales, Wohnen und Sport wird ermäch-
tigt, der Fachhochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung in Altenholz für den Fachbereich 
Polizei bis zu fünf Beamtinnen oder Beamte der 
Laufbahngruppen 2.1 oder 2.2 unter Verzicht auf 
die Erstattung von Personalausgaben zur Verfü-
gung zu stellen. 
 
(17) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Landwirt-
schaft, ländliche Räume, Europa und Verbrau-
cherschutz (Einzelplan 08) oder dem Ministe-
rium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 
und Natur (Einzelplan 13) im Rahmen von Per-
sonalmaßnahmen Haushaltsmittel und Planstel-
len zwischen der Hauptgruppe 4 des Einzelplans 
08 oder des Einzelplans 13 und den Personal-
kostenzuschusstiteln 0802 - 671 23 MG 21, 0804 
- 682 07 MG 03, 0804 - 682 08 MG 03, 1315 - 
682 06 sowie 1315 - 682 07 umzusetzen. 
 
(18) Soweit zur Deckung eines vorübergehen-
den unvorhergesehenen und unabweisbaren 
vordringlichen Personalbedarfs Planstellen und 
Stellen nach § 50 Absatz 2 und 4 LHO umge-
setzt werden, wird das Finanzministerium er-
mächtigt, diese für den Zeitraum der Umsetzung 
zu heben und umzuwandeln. Der Finanzaus-
schuss ist zum 31. März durch das aufneh-
mende Ressort für das abgelaufene Jahr von 
den Änderungen der Stellenpläne und Stellen-
übersichten zu informieren. 
 
(19) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz und Gesund-
heit im Zusammenhang mit der Einführung des 
elektronischen Rechtsverkehrs bis zu insgesamt 
15 im Kapitel 0902 ausgebrachte Stellen für 
Rechtspflegeanwärterinnen oder Rechtspfle-
geanwärter und Justizobersekretäranwärterin-
nen oder Justizobersekretäranwärter in Planstel-
len der LG 2.1 und LG 1.2 umzuwandeln sowie 
im Kapitel 0902 ausgebrachte Stellen für Auszu-
bildende in die erforderlichen Stellen bei Titel 
0902 - 428 01 umzuwandeln, soweit dies zur 
Übernahme der dafür ausgebildeten Nach-
wuchskräfte erforderlich ist. 
 
(20) Die obersten Landesbehörden dürfen zum 
Zwecke des Wissenstransfers Planstellen und 
Stellen unmittelbar vor dem Ausscheiden des je-
weiligen Stelleninhabers bis zu einer Dauer von 
maximal sechs Monaten doppelt besetzen. Die 
daraus entstehenden Ausgaben sind grundsätz-
lich aus dem Personalbudget des jeweiligen 
Ressorts zu decken. In begründeten Einzelfällen 
kann das Finanzministerium auf Antrag die zur 
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Deckung benötigten Haushaltsmittel aus dem 
Einzelplan 11 umsetzen. Die Ressorts können 
die Regelung auf ihren Geschäftsbereich aus-
weiten; die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend. 
Die Fälle gemäß Satz 4 sind aus dem eigenen 
Budget zu decken. 
 
(21) Die Staatskanzlei wird ermächtigt, an Stelle 
von fünf Anwärterinnen oder Anwärtern für den 
mittleren Dienst (LG 1.2) im Einstellungsjahr 
2024 fünf Regierungsinspektoranwärterinnen o-
der Regierungsinspektoranwärter (LG 2.1) ein-
zustellen und die Stellen entsprechend umzu-
wandeln. 
 
(22) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Inneres, Kommuna-
les, Wohnen und Sport, des Ministeriums für 
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus, des Ministeriums für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucher-
schutz oder des Ministerium für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur zur Steigerung 
der Attraktivität technischer Berufe Planstellen 
und Stellen zu heben sowie mit Zulagen zu ver-
sehen, soweit die damit verbundenen Ausgaben 
aus Titel 1111 - 971 07 gedeckt sind. 
 
(23) Bei den berufsbildenden Schulen (Kapitel 
0703 MG 04) dürfen mit Einwilligung des Finanz-
ministeriums freie und besetzbare Planstellen o-
der Stellen für Lehrkräfte mit bis zu zwei Lehr-
kräften in Ausbildung besetzt werden. Die Er-
mächtigung gilt für bis zu 70 Lehrkräfte in der 
Ausbildung. Jeweils drei freie und besetzbare 
Planstellen für Beamtinnen und Beamte im Vor-
bereitungsdienst in den berufsbildenden Schu-
len (Kapitel 0703 MG 04) dürfen mit Einwilligung 
des Finanzministeriums mit einer Lehrkraft be-
setzt werden. Die Ermächtigung gilt für bis zu 10 
Lehrkräfte. 
 

§ 15 
Übernahme von geprüften Nachwuchskräften 

 
Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf An-
trag der obersten Landesbehörden 
 
1. bis zu 137 zusätzliche mit dem Vermerk „künf-

tig wegfallend mit Ausscheiden der Stellenin-
haberin oder des Stelleninhabers, spätestens 
nach 18 Monaten“ zu versehende Planstellen 
oder Stellen in den jeweiligen Einzelplänen 
auszubringen, soweit sie zur Übernahme aller 
Nachwuchskräfte - Beamtinnen und Beamte 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und Aus-
zubildende - erforderlich sind, die ihre Ausbil-
dung in der Staatskanzlei, in der Justiz und 
dem Justizvollzug, in der Steuerverwaltung 

des Landes Schleswig-Holstein, beim Ministe-
rium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 
und Natur, im Landesamt für Umwelt, im Lan-
desbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und 
Meeresschutz, im Landeslabor, im Landesamt 
für Vermessung und Geoinformation sowie im 
Landesarchiv abgeleistet und die entspre-
chende Abschlussprüfung bestanden haben, 

 
2. gemäß Nummer 1 ausgebrachte Planstellen 

oder Stellen mit unveränderter Laufzeit des je-
weiligen kw-Vermerkes in einen anderen Ein-
zelplan umzusetzen, 

 
3. im Kapitel 0410 bis zu 100 zusätzliche, mit 

dem Vermerk „künftig wegfallend mit Aus-
scheiden der Stelleninhaberin oder des Stelle-
ninhabers, spätestens nach 18 Monaten“ zu 
versehende Planstellen auszubringen, soweit 
solche Planstellen zur Übernahme aller Nach-
wuchskräfte der Landespolizei nach bestande-
ner Prüfung erforderlich sind, 

 
4. im Einzelfall und im Einvernehmen mit dem 

Zentralen Personalmanagement in der Staats-
kanzlei einen nach Nummer 1 und 3 ausge-
brachten kw-Vermerk um bis zu 18 Monate auf 
maximal 36 Monate zu verlängern, soweit eine 
andere freie Planstelle oder Stelle zur Beset-
zung durch eine übernommene Nachwuchs-
kraft nicht zur Verfügung steht. 

 
§ 16 

Grundstücksangelegenheiten 
 
(1) Das Finanzministerium darf Ausnahmen von 
den Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 4 
LHO in folgenden Fällen zulassen: 
 
1. Zur grundbuchrechtlichen Bereinigung der Ei-

gentumsverhältnisse an landeseigenen Stra-
ßen und Grundstücken; 

 
2. zur ganz oder teilweise unentgeltlichen Über-

tragung des Eigentums oder der Nutzungsbe-
fugnisse an Dritte zur Nutzung im öffentlichen 
Interesse, soweit das Land gemäß § 1 Absatz 
5 des Bundeswasserstraßengesetzes Eigentü-
mer oder Nutzungsberechtigter an gewonne-
nen Land- und Hafenflächen und errichteten 
Bauwerken geworden ist; § 64 Absatz 2 und 3 
LHO finden insoweit keine Anwendung; ab ei-
ner Grundstücksfläche von mehr als 5.000 qm 
ist bei Übertragung des Eigentums der Finanz-
ausschuss vor Einwilligung zu unterrichten; 

 
3. zur mietzinsfreien Überlassung von landesei-

genen Liegenschaften an Gemeinden und Ge-
meindeverbände, soweit und solange diese 



13 
 

 

der Unterbringung von Asylsuchenden, Flücht-
lingen (Erst- und Anschlussunterbringung) und 
Kriegsvertriebenen aus der Ukraine dienen; 
die Überlassung erfolgt in dem jeweiligen aktu-
ellen Bauzustand ohne Übernahme von Her-
richtungs- oder Unterhaltungskosten. 

 
(2) In Einzelfällen wird zugelassen, dass landes-
eigene Grundstücke in Gebieten, die die Voraus-
setzung für die Durchführung von Sanierungs-
maßnahmen und Entwicklungsmaßnahmen im 
Sinne der §§ 136 bis 171 des Baugesetzbuchs 
erfüllen, auch ohne eine entsprechende förmli-
che Festlegung des Gebiets oder Förderung der 
Maßnahme zum sanierungs- oder entwicklungs-
unbeeinflussten Grundstückswert an die Ge-
meinde veräußert werden, wenn sich diese zur 
Durchführung der beabsichtigten städtebauli-
chen Maßnahmen auf dem Grundstück inner-
halb von fünf Jahren verpflichtet. 
 
(3) Die Fachministerien dürfen im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium landeseigene 
Grundstücke, die der Sicherung von Flächenan-
sprüchen des Naturschutzes dienen sollen, un-
entgeltlich auf die Stiftung Naturschutz oder an-
dere geeignete Träger übertragen. Die Übertra-
gung von Grundstücken mit einem geschätzten 
Gesamtwert von mehr als 250.000 Euro bedarf 
der Zustimmung des Finanzausschusses. 
 
(4) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, den 
Pächterinnen und Pächtern von landeseigenen 
Fischereigehöften vertraglich den Ersatz von 
Kosten für Renovierungsarbeiten sowie für Um- 
und Einbauten zuzusichern. Bei Inanspruch-
nahme sind die Ausgaben zu decken. 
 
(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur ein landeseigenes Grund-
stück in Lübeck (noch zu vermessende Teilflä-
che der Flur 4 in der Gemarkung Strecknitz) für 
die Erweiterung einer Fraunhofer-Einrichtung an 
die Fraunhofer-Gesellschaft zu veräußern. 
 
(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur oder des Ministeriums für Soziales, Ju-
gend, Familie, Senioren, Integration und Gleich-
stellung zum Zweck der Errichtung preisgünsti-
gen studentischen Wohnraums sowie zur Errich-
tung von Kindertagesstätten Erbbaurechte an 
Grundstücken unter teilweisem oder vollständi-
gem Verzicht auf den Erbbauzins zu bestellen. 
 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur die landeseigene Liegen-
schaft Klaus-Groth-Platz 2 in Kiel für die Nutzung 
als Tagesklinik für Psychosomatik und Psycho-
therapie und die landeseigene Liegenschaft Nie-
mannsweg 4 in Kiel für die Nutzung als Psycho-
therapeutische Ambulanz an die Zentrum für In-
tegrative Psychiatrie ZIP gGmbH zu veräußern. 
 
(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Inneres, Kommuna-
les, Wohnen und Sport zum Zweck der Schaf-
fung bezahlbaren Wohnraums landeseigene 
Grundstücke auf Sylt an die Gemeinde Sylt zu 
veräußern oder mit einem Erbbaurecht zu belas-
ten. Ein Preisnachlass kann bis zu einem sym-
bolischen Kaufpreis von 1 Euro gewährt werden 
oder es kann auf einen Erbbauzins teilweise o-
der vollständig verzichtet werden, wenn nachge-
wiesen wird, dass ein vollständiger Wertaus-
gleich durch Belegungsrechte für Landesbe-
dienstete sichergestellt ist. 
 
(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur ein Grundstück an der Maria-Goeppert-
Straße in Lübeck (noch zu vermessende Teilflä-
che der Flur 12 in der Gemarkung St. Jürgen) für 
die weitere Ausbauplanung der Fachhochschule 
Lübeck zu erwerben oder gegen ein landeseige-
nes Grundstück zu tauschen. Darüber hinaus 
soll im Rahmen der Auflösung der provisori-
schen Bustrasse ein landeseigenes Grundstück 
an die Stadt Lübeck übergehen (Tausch oder 
Veräußerung). Wegen der vorgesehenen Über-
nahme der Straßenbaulast durch die Stadt 
Lübeck ist eine Veräußerung auch zu einem un-
terhalb des ermittelten Verkehrswerts liegenden 
Kauferlöses vorzusehen. 
 
(10) Das Finanzministerium wird ermächtigt, an 
der landeseigenen Liegenschaft in Kiel Flur 17, 
Flurstück 734, Flur 18, Flurstücke 472 und 474 
der Gemarkung Kiel-N sowie Flur 18, Flurstücke 
541, 546, 544 und 549 der Gemarkung Kiel-N, in 
Größe von insgesamt 7.684 qm, Postanschrift 
Lorentzendamm 6-8, ein Erbbaurecht zu Guns-
ten der Urbane Impulse GmbH, Kiel, oder einer 
seitens der Nutzer der „Alten Mu“ noch zu grün-
denden Genossenschaft für Wohnen und/oder 
Arbeiten bestellen, wenn vertraglich sicherge-
stellt ist, dass ein wirtschaftlich tragfähiges, ge-
nehmigungsfähiges Konzept vorliegt, das der 
dort angesiedelten kreativen Szene eine dauer-
hafte Perspektive erhält und dass zu diesem 
Zweck eine konzeptentsprechende Nutzung 
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langfristig festgeschrieben sowie die Spekula-
tion mit Grund und Boden sowie aufstehenden 
Gebäuden der genannten Liegenschaft ebenso 
langfristig ausgeschlossen und eine anteilige 
Nutzung für den sozial verträglichen Wohnungs-
bau festgeschrieben ist. Der Erbbauzins wird auf 
Grundlage einer Wertermittlung und in Abhän-
gigkeit der geplanten Nutzungsarten und Nut-
zungsanteile ermittelt. Die Bewertung erfolgt 
durch die GMSH. 
 
(11) Das Finanzministerium darf abweichend 
von § 63 Absatz 3 und 4 LHO zur verbilligten Be-
schaffung von Bauland gestatten, dass landes-
eigene Grundstücke an Kommunen oder Dritte 
unter dem vollen Wert veräußert werden, wenn 
sichergestellt ist, dass diese Grundstücke bin-
nen angemessener Frist, die in der Regel fünf 
Jahre nach Abschluss des Kaufvertrages nicht 
übersteigen soll, mindestens zu zwei Dritteln zu 
Zwecken des sozialen Wohnungsbaus bebaut 
werden. Eine Quotierung ist möglich, wenn si-
chergestellt ist, dass mindestens zwei Drittel der 
neu entstandenen Wohneinheiten dem oben ge-
nannten Zweck entsprechen. Der Einwilligung 
des Landtags nach § 64 Absatz 2 LHO bedarf es 
in diesen Fällen nicht. Das Nähere bestimmen 
Richtlinien des Finanzministeriums. Unterbleibt 
die Bebauung, ist das Eigentum an dem Grund-
stück auf das Land rückzuübertragen. Die hier-
bei anfallenden Kosten hat die Wiederverkäufe-
rin oder der Wiederverkäufer zu tragen. 
 

§ 17 
Sonstige Vermögensgegenstände 

 
(1) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zuge-
lassen, dass von Landesdienststellen entwi-
ckelte oder erworbene Programme der automa-
tisierten Datenverarbeitung unentgeltlich an 
Stellen der öffentlichen Verwaltung abgegeben 
werden, soweit Gegenseitigkeit besteht. 
 
(2) Das Finanzministerium darf Ausnahmen von 
den Bestimmungen des § 63 Absatz 3 und 4 
LHO zulassen 
 
1. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums von für Zwecke des Landes entbehrli-
chen Geräten, Einrichtungsgegenständen und 
Fahrzeugen an osteuropäische Staaten, insbe-
sondere Ostseeanrainerstaaten, sofern eine 
Ersatzbeschaffung nicht erforderlich ist oder 
die Aufwendungen für eine Ersatzbeschaffung 
im Haushalt veranschlagt oder bereits finan-
ziert sind, 

 
2. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums oder zur unentgeltlichen Überlassung der 

Nutzung von Vermögensgegenständen in lan-
deseigenen Häfen oder der Übertragung oder 
Überlassung unter vollem Wert, 

 
3. zur Übertragung des Eigentums an einem 

dem Behördenzentrum Itzehoe zuzuordnen-
den Bronzerelief (Kunst am Bau) an die Kultur-
stiftung Itzehoe für einen symbolischen Preis 
von 1 Euro, 

 
4. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums an Containern, die ursprünglich für die 
Unterbringung von Asylsuchenden und Flücht-
lingen vorgesehen waren, an  

 
a) schleswig-holsteinische Kommunen für Auf-

gaben der Daseinsvorsorge, 
 
b) in Schleswig-Holstein befindliche Schulen in 

öffentlicher oder freier Trägerschaft, 
 
c) als gemeinnützig im Sinne der Abgabenord-

nung anerkannte Körperschaften mit Sitz in 
Schleswig-Holstein zur Verfolgung ihrer als 
gemeinnützig anerkannten Zwecke; 

 
die Überlassung der Container erfolgt nach 
vorheriger Bestätigung der Entbehrlichkeit 
durch das Ministerium für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstel-
lung ohne jegliche Gewährleistungsverpflich-
tung des Landes und ohne Übernahme weite-
rer Kosten, zum Beispiel für Transport, Schaf-
fung der Infrastruktur, Rückbau und Unterhal-
tung, 

 
5. zur Veräußerung von Containern unter ihrem 

vollen Wert nach vorheriger Bestätigung der 
Entbehrlichkeit durch das Ministerium für Sozi-
ales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung; sofern dabei im Einzelfall 
vom vollen Wert um mehr als 50.000 Euro ab-
gewichen wird, bedarf die Veräußerung der 
Zustimmung des Finanzausschusses, 

 
6. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums an Einrichtungsgegenständen für Erst-
aufnahmeeinrichtungen sowie Hygienearti-
keln, die ursprünglich für Asylsuchende und 
Flüchtlinge vorgesehen waren, an 

 
a) schleswig-holsteinische Kommunen für Auf-

gaben der Daseinsvorsorge, 
 
b) in Schleswig-Holstein befindliche Schulen in 

öffentlicher oder freier Trägerschaft, 
 
c) als gemeinnützig im Sinne der Abgabenord-

nung anerkannte Körperschaften mit Sitz in 
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Schleswig-Holstein zur Verfolgung ihrer als 
gemeinnützig anerkannten Zwecke,  

 
d) die schleswig-holsteinischen Landesver-

bände der Hilfeleistungsorganisationen im 
Katastrophenschutz; 

 
die Überlassung der Einrichtungsgegenstände 
und Hygieneartikel erfolgt ohne jegliche Ge-
währleistungsverpflichtung des Landes und 
ohne Übernahme weiterer Kosten, zum Bei-
spiel für Transport, Aufbau und Unterhaltung, 

 
7. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums an den vom Archäologischen Landesamt 
gemäß § 15 Denkmalschutzgesetz als Landes-
eigentum in Besitz genommenen und an die 
Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmu-
seen Schloss Gottorf zur dauerhaften Aufbe-
wahrung, Pflege und Erforschung übergebe-
nen Objekte, 

 
8. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-

tums an den von der Schleswig-Holsteinischen 
Landesbibliothek per Schenkungsvertrag 
übernommenen Künstlerbüchern aus der 
Schenkung Siegl/Schlumbaum an die Stiftung 
Eutiner Landesbibliothek. Die Überlassung er-
folgt ohne Übernahme weiterer Kosten, zum 
Beispiel für Transport. 

 
(3) Ausnahmen von den Bestimmungen des § 63 
Absatz 2 LHO werden zugelassen zur Übertra-
gung des Eigentums an Vermögensgegenstän-
den des Landes im Rahmen von internationalen 
Hilfeleistungsersuchen bis zu einem Wert von 
50.000 Euro pro Hilfeersuchen, sofern die Finan-
zierung der Ersatzbeschaffung gedeckt ist. Die 
Überlassung erfolgt ohne Übernahme weiterer 
Kosten, zum Beispiel für Transport. 
 

§ 18 
Bürgschaften und andere Sekundär- 

verpflichtungen 
 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem jeweils zuständigen Fachmi-
nisterium zur Förderung der schleswig-holsteini-
schen Wirtschaft Bürgschaften und Gewährleis-
tungen zu übernehmen sowie Kreditaufträge zu 
erteilen. Die Gesamthöhe der Verpflichtungen 
aus den Sicherheitsleistungen darf 500.000.000 
Euro nicht übersteigen. In Anspruch genom-
mene Ermächtigungen aus Vorjahren sind anzu-
rechnen. 
 
(2) Über die Ermächtigung des Absatzes 1 hin-
aus darf das Finanzministerium gemeinsam mit 
dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 

Technologie und Tourismus zur Sicherung der 
Finanzierung des Schiffbaus auf schleswig-hol-
steinischen Werften Bürgschaften, Garantien 
und sonstige Gewährleistungen bis zum Höchst-
betrag von insgesamt 500.000.000 Euro über-
nehmen. In Anspruch genommene Ermächti-
gungen aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem jeweils zuständigen Fachmi-
nisterium Bürgschaften, Garantien oder sonstige 
Gewährleistungen im Zusammenhang mit der 
Abdeckung von Haftpflichtrisiken oder künftigen 
finanziellen Verpflichtungen, die sich insbeson-
dere aus Tätigkeiten ergeben, die in den Anwen-
dungsbereich des Atomgesetzes oder der auf-
grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsver-
ordnungen fallen, bis zur Höhe von insgesamt 
75.000.000 Euro zu übernehmen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren 
sind anzurechnen. 
 
(4) Das Finanzministerium darf gemeinsam mit 
dem Ministerium für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
zur Absicherung der dem Land Schleswig-Hol-
stein, der Stiftung Schleswig-Holsteinische Lan-
desmuseen Schloss Gottorf, der Stiftung 
Schloss Eutin, der Kunsthalle zu Kiel der Chris-
tian-Albrechts-Universität überlassenen Leihga-
ben Landesgarantien und in Ausnahmefällen 
verschuldensunabhängige Haftungen bis zur 
Höhe von insgesamt 300.000.000 Euro über-
nehmen. In Anspruch genommene Ermächti-
gungen aus Vorjahren sind anzurechnen. Das 
Nähere regelt das Ministerium für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur in Abstimmung mit dem Fi-
nanzministerium in einer Richtlinie. 
 
(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, der 
IT-Verbund Schleswig-Holstein AöR (IT-VSH) im 
Rahmen einer Vereinbarung eine teilweise Haf-
tungsfreistellung durch das Land Schleswig-Hol-
stein von der Trägerhaftung für Dataport nach § 
2 Absatz 5 des Dataport-Staatsvertrages vom 
27. August 2003, Anlage zum Gesetz vom 15. 
November 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 557), zu-
letzt geändert durch Staatsvertrag vom 29. No-
vember 2019, Anlage zum Gesetz vom 30. März 
2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 170), bis zu einer Ge-
samthöhe von 10.000.000 Euro zuzusichern. 
Durch geeignete Regelungen ist sicherzustellen, 
dass das Land Schleswig-Holstein von der IT-
VSH erst in Anspruch genommen werden kann, 
wenn der Anteil der IT-VSH an dem Stammkapi-
tal von Dataport aufgebraucht ist. 
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(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zu-
gunsten des Universitätsklinikums Schleswig-
Holstein für Forderungen der Projektgesellschaft 
Immobilienpartner UKSH GMBH gemäß § 
16.4.1 des am 30. September 2014 geschlosse-
nen ÖPP-Vertrages eine Bürgschaft zu überneh-
men. Die Gesamthöhe dieser Bürgschaft darf 
50.000.000 Euro nicht überschreiten. Inan-
spruchnahmen aus Vorjahren sind anzurech-
nen. 
 
(7) Die zuständigen Fachministerien dürfen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium den 
Förderinstituten im Land die Übernahme entste-
hender Ausfälle von im Rahmen der Förderpro-
gramme zur Abmilderung der Folgen der stark 
gestiegenen Energiepreise zugesagten Beteili-
gungen, Darlehen und übernommenen Bürg-
schaften gewährleisten. Die Gesamthöhe der 
Verpflichtungen aus den Sicherheitsleistungen 
des Landes darf 500.000.000 Euro nicht über-
steigen. In Anspruch genommene Ermächtigun-
gen aus Vorjahren sind anzurechnen. Das Fi-
nanzministerium darf für die Gewährung der in 
Satz 1 genannten Sicherheitsleistungen auf An-
trag der fachlich zuständigen Ministerien erfor-
derlich werdende Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken einrichten, 
soweit die Finanzierung der Maßnahmen ge-
deckt ist. 
 
(8) Die Staatskanzlei wird gemeinsam mit dem 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 
Technologie und Tourismus ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium und mit 
Zustimmung des Finanzausschusses gegen-
über der Bundesrepublik Deutschland die Über-
nahme entstehender Inanspruchnahmen aus 
der Verwaltungs- und Freistellungsvereinbarung 
des Bundes gegenüber der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) für Verluste aus einer Wan-
delanleihe gegenüber einem Batterie-Hersteller 
(Northvolt AB) mit Standort in der Region Heide 
durch Bürgschaften, Garantien oder sonstige 
Gewährleistungen bis zu einem Höchstbetrag 
von 300.000.000 Euro zu gewährleisten und 
eine entsprechende Verwaltungsvereinbarung 
mit dem Bund zu schließen. 
 
(9) Die Staatskanzlei wird gemeinsam mit dem 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 
Technologie und Tourismus ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium und mit 
Zustimmung des Finanzausschusses gemein-
sam mit der Bundesrepublik Deutschland die je-
weils hälftige Übernahme entstehender Inan-
spruchnahmen aus einer parallelen Bund-Län-

der-Bürgschaft im Rahmen des Großbürg-
schaftsprogramm des Bundes, die einem Batte-
rie-Hersteller (Northvolt AB) mit Standort in der 
Region Heide gewährt wird, bis zu einem 
Höchstbetrag von 1.000.000.000 Euro zu ge-
währleisten. 
 

§ 19 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Inneres, Kommunales, 

Wohnen und Sport 
 
(1) Das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport wird ermächtigt, eine Freihal-
teerklärung gegenüber dem Statistischen Amt 
für Hamburg und Schleswig-Holstein - Anstalt 
des öffentlichen Rechts für anteilige Beihilfean-
sprüche von Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten, soweit sie auf Beschäftigungs-
zeiten beim Land Schleswig-Holstein beruhen, 
für die gemäß versicherungsmathematischem 
Gutachten zum Jahresabschluss jeweils berech-
nete erforderliche Höhe abzugeben. 
 
(2) Das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium die Investi-
tionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH) mit der 
Umsetzung eines Wohnungsbauprogrammes 
für Menschen mit geringem Einkommen zur 
Schaffung von preisgünstigen Wohnungen zu 
beauftragen und der IB.SH die Erstattung der 
aus der Refinanzierung entstehenden Zinsen 
zuzusagen. 
 
(3) Das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport darf sich im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium gegenüber der 
IB.SH verpflichten, Darlehen, die die IB.SH ab 
dem 1. Januar 2016 im Zusammenhang mit dem 
Wohnungsbauprogramm für Menschen mit ge-
ringem Einkommen zur Schaffung von preis-
günstigen Wohnungen gewährt, auf Anforde-
rung der IB.SH zum Nennwert zu übernehmen. 
 
(4) Das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium die IB.SH 
mit der Errichtung und der Umsetzung eines 
Baulandfonds („Aktiver Baulandfonds Schles-
wig-Holstein“) zur Unterstützung der Kommunen 
durch Darlehensvergabe bis zu einer Höhe von 
100.000.000 Euro beim Erwerb von Grundstü-
cken zum Zwecke der Wohnraumschaffung zu 
beauftragen und der IB.SH die Erstattung der 
aus der Refinanzierung entstehenden Zinsen 
zuzusagen. Der voraussichtliche Abrechnungs-
betrag ist jeweils im Folgejahr - erstmalig 2022 - 
im Haushalt zu veranschlagen. Die Deckung der 
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Ausgaben erfolgt vorrangig bis zur Höhe von 
derzeit 13.000.000 Euro aus den Flächenma-
nagement-Mitteln des Ministeriums für Inneres, 
Kommunales, Wohnen und Sport. Die von der 
IB.SH gewährten Darlehen dürfen eine Laufzeit 
von maximal 15 Jahren haben. 
 
(5) Das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport wird ermächtigt, gegenüber 
der IB.SH die Übernahme von im Jahr 2036 be-
stehenden Verlusten aus ausgefallenen Darle-
hen des nach Absatz 4 errichteten Baulandfonds 
bis zu einer Höhe von 20 % der Darlehens-
summe zu erklären. Die Darlehen dürfen in der 
Summe 100.000.000 Euro nicht übersteigen. 
(6) Das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium und dem Mi-
nisterium für Energiewende, Klimaschutz, Um-
welt und Natur die erforderlichen Erklärungen 
zum Abschluss einer Grundsatzvereinbarung 
(Letter of Intent) gegenüber dem Wasserver-
band Nord zur Beteiligung des Landes an einer 
neuen Trinkwasserleitung zwischen dem Fest-
land und der Insel Pellworm abzugeben. 
 
(7) Das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium die IB.SH zu 
beauftragen, zur Bereitstellung von zusätzlichen 
zinsgünstigen Darlehen im Rahmen der sozialen 
Wohnraumförderung Mittel von bis zu 
275.000.000 Euro am Finanzmarkt aufzuneh-
men sowie der IB.SH die Erstattung des aus der 
Refinanzierung entstehenden Zinsbedarfes zu-
zusagen. In Anspruch genommene Ermächti-
gungen aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 

§ 20 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Finanzministeriums 
 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
den Fachbereich Steuerverwaltung der Fach-
hochschule für Verwaltung und Dienstleistung in 
Altenholz das notwendige Personal, insgesamt 
bis zu 11 Personen, gegen Kostenübernahme 
zur Verfügung zu stellen. 
 
(2) Das Finanzministerium darf im Zusammen-
hang mit den Auswirkungen von Tierseuchen 
gegen Deckung zusätzliche Haushaltsmittel be-
reitstellen, erforderliche neue Titel einrichten 
und Haushaltsmittel umsetzen. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
zur Aufgabenerledigung der Fachaufsicht Ge-
schäftsbereich Bundesbau durch das Amt für 

Bundesbau erforderlichen Anpassungen auf-
grund sich ändernder Aufgaben und Bauvolu-
mina vorzunehmen. In diesem Zusammenhang 
dürfen erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und den entsprechenden 
Haushaltsvermerken sowie im Einvernehmen 
mit dem Bund Planstellen und Stellen ausge-
bracht oder geändert werden, soweit die Finan-
zierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
den öffentlich-rechtlichen Religionsgemein-
schaften eine Vereinbarung über die Verteilung 
von Versorgungslasten bei Wechsel von Beam-
tinnen und Beamten oder Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten zwischen dem Land und 
den öffentlich-rechtlichen Religionsgemein-
schaften abzuschließen, die den Regelungen 
des Gesetzes zu dem Staatsvertrag über die 
Verteilung von Versorgungslasten bei bund- und 
länderübergreifenden Dienstherrenwechseln 
(Versorgungslastenteilungsgesetz - VersLastG) 
vom 3. Juni 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 493) ent-
spricht. 
 
(5) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit den zuständigen Ressorts im Zusam-
menhang mit der Verwaltung von Sondervermö-
gen des Landes sowie der Umsetzung der aus 
diesen Sondervermögen finanzierten Pro-
gramme Titel und Verpflichtungsermächtigun-
gen mit den entsprechenden Haushaltsvermer-
ken einrichten oder ändern sowie in zusätzliche 
Ausgaben und Verpflichtungen einwilligen, so-
weit die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt 
ist. 
 
(6) Kassengeschäfte für die von der IB.SH ver-
walteten Sondervermögen des Landes dürfen 
vom Finanzministerium - Landeskasse - wahrge-
nommen werden. Das Nähere, insbesondere die 
Sicherstellung des Zahlungsausgleichs zum 
Jahresende, ist zwischen dem Finanzministe-
rium und der IB.SH zu vereinbaren. 
 
(7) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Inneres, Kommu-
nales, Wohnen und Sport zur Umsetzung des 
kommunalen Infrastrukturprogramms erforderli-
che Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen und der entsprechenden Haushaltsver-
merke einrichten oder ändern und in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungen einwilligen, so-
weit die Finanzierung gedeckt ist. 
 
(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, nach 
der Auflösung der hsh finanzfonds AöR und der 
hsh portfoliomanagement AöR für nachfolgende 
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Ausgaben die erforderlichen Titel und Haus-
haltsvermerke einzurichten und zu ändern sowie 
zusätzliche Ausgaben zu leisten, soweit die Fi-
nanzierung gedeckt ist. 
 

§ 21 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Landwirtschaft, ländliche 
Räume, Europa und Verbraucherschutz 

 
(1) Das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche 
Räume, Europa und Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium Aufgabenübertragungsverträge mit 
der IB.SH gemäß § 8 des Investitionsbankgeset-
zes vom 7. Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 206), 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Ände-
rung des Investitionsbankgesetzes vom 29. April 
2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 549), zur Übertragung 
der verwaltungsmäßigen Durchführung der EU-
Förderprogramme der „Europäischen Territoria-
len Zusammenarbeit“ (INTERREG) abzuschlie-
ßen. Das Ministerium für Landwirtschaft, ländli-
che Räume, Europa und Verbraucherschutz 
wird des Weiteren ermächtigt, gegenüber der 
EU Gewährleistungen für die Beteiligung von 
Partnern aus Schleswig- Holstein an den Förder-
programmen der Europäischen Territorialen Zu-
sammenarbeit“ bis zu einem Betrag von 
15.000.000 Euro zu übernehmen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren 
sind anzurechnen. 
 
(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucher-
schutz im Zusammenhang mit den Wasserstoff-
projekten „GREATER4H“ und „STRINGH2Act“ 
erforderliche Titel einschließlich Verpflichtungs-
ermächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und entsprechenden Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen, zu ändern, in zusätz-
liche Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilli-
gen sowie Planstellen und Stellen umzusetzen, 
zu heben oder umzuwandeln, soweit die Finan-
zierung der Maßnahme im Einzelplan 08 ge-
deckt ist. 
 
(3) Das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche 
Räume, Europa und Verbraucherschutz und das 
Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, 
Umwelt und Natur werden ermächtigt, bei ge-
meinsam mit der Europäischen Union (EU) fi-
nanzierten Maßnahmen Zusagen in Höhe der je-
weils vorgesehenen EU-Fördermittel zu machen 
oder entsprechende Zahlungen zu leisten, so-
weit diese im Rahmen der bestehenden Ausga-
beermächtigungen eingelöst werden können. 
Diese Ermächtigung gilt für folgende gemeinsam 

mit der EU finanzierten Programme: 
 
1. Programm des Landes Schleswig-Holstein 

zur Entwicklung des ländlichen Raumes nach 
der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 17. 
Dezember 2013 über die Förderung der ländli-
chen Entwicklung durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 in der je-
weils aktuellen Fassung sowie das Folgepro-
gramm, 

 
2. Operationelles Programm für Deutschland für 

den Europäischen Meeres- und Fischereifonds 
(EMFF) Förderperiode 2014 bis 2020 (CCl-Nr. 
2014 DE14MFP001) gemäß Verordnung (EU) 
Nr. 508/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. Mai 2014 über den Eu-
ropäischen Meeres- und Fischereifonds und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 
2328/2003, (EG) Nr. 861/2006, (EG) Nr. 
1198/2006 und (EG) Nr. 791/2007 des Rates 
und der Verordnung (EU) Nr. 1255/2011 in der 
jeweils aktuellen Fassung sowie des Deut-
schen Programms für den Europäischen Mee-
res-, Fischerei- und Aquakulturfonds (EMFAF) 
2021 bis 2027 (CCl-Nr. 2021DE14MFPR001) 
gemäß Verordnung (EU) 2021/1139 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 7. 
Juli 2021 über den Europäischen Meeres-, Fi-
scherei- und Aquakulturfonds und zur Ände-
rung der Verordnung (EU) 2017/1004 in der je-
weils aktuellen Fassung. 

 
(4) Das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche 
Räume, Europa und Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, eine Freihalteerklärung gegenüber 
den Schleswig-Holsteinischen Landesforsten - 
Anstalt des öffentlichen Rechts für anteilige Pen-
sionsansprüche an Ruhestandsbeamtinnen und 
Ruhestandsbeamte, soweit sie auf Beschäfti-
gungszeiten beim Land Schleswig-Holstein be-
ruhen, in Höhe von 255.000 Euro und für antei-
lige Pensionsbeihilfeansprüche an Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestandsbeamte, soweit sie 
auf Beschäftigungszeiten beim Land Schleswig-
Holstein beruhen, in Höhe von 30.000 Euro ab-
zugeben. 
 
(5) Das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche 
Räume, Europa und Verbraucherschutz wird er-
mächtigt, gegenüber der Landwirtschaftskam-
mer Schleswig-Holstein auf die Abführung von 
Einnahmen aus Gebühren, Bußgeldern und 
sonstigen Erlösen, die über den in die Berech-
nung des Zuschusses bei Titel 0802 - 671 23 MG 
21 eingestellten Einnahmebetrag hinausgehen, 
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zu verzichten, soweit diese zusätzlichen Einnah-
men zur Deckung von notwendigen Kosten der 
Landwirtschaftskammer aus der Wahrnehmung 
der Weisungsaufgabe verwendet werden. 
 
(6) Das Ministerium für Landwirtschaft, ländliche 
Räume, Europa und Verbraucherschutzwird er-
mächtigt, der Akademie für ländliche Räume 
e.V. im Landesamt für Landwirtschaft und nach-
haltige Landentwicklung am Standort Flintbek 
Büroinfrastruktur in einem Gegenwert von bis zu 
10.000 Euro zur unentgeltlichen Nutzung zur 
Verfügung zu stellen. 
 

§ 22 
Hochschulen und Forschungsinstitute 

 
(1) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium die staatlichen Hochschulen des Landes 
ermächtigen, zur Beteiligung an zu gründenden 
oder bereits bestehenden Gesellschaften Ge-
schäftsanteile jeweils bis zur Höhe von 25.000 
Euro gegen Deckung zu leisten sowie die erfor-
derlichen Ausgabetitel einrichten. 
 
(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, das 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) 
in das Betriebsmittelverfahren für öffentliche 
Kassen einzubeziehen und das Nähere mit dem 
UKSH zu vereinbaren. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur Erbbaurechte an Grundstücken zuguns-
ten der Stiftung Helmholtz-Zentrum für Ozean-
forschung (GEOMAR) unter vollständigem Ver-
zicht auf den Erbbauzins zu bestellen. 
 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur im Zusammenhang mit 
dem Umwandlungsprozess der Universität 
Lübeck in eine Stiftungsuniversität und für den 
Betrieb der Stiftungsuniversität erforderliche Ti-
tel einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
und der entsprechenden Haushaltsvermerke 
einzurichten oder zu ändern sowie Planstellen 
und Stellen auszubringen, in zusätzliche Ausga-
ben oder Verpflichtungen einzuwilligen sowie er-
forderliche Umsetzungen von Mitteln vorzuneh-
men, soweit die Finanzierung der Maßnahmen 
gedeckt ist. 
 
 

(5) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium mit der Landwirtschaftskam-
mer Schleswig-Holstein vertragliche Vereinba-
rungen über die Sanierung, den Umbau und die 
Erweiterung von Gebäuden der Landwirtschafts-
kammer Schleswig-Holstein in Osterrönfeld, die 
von der Fachhochschule Kiel genutzt werden, zu 
schließen. Es kann entweder die Durchführung 
von Maßnahmen durch die Landwirtschaftskam-
mer Schleswig-Holstein oder die Durchführung 
als Landesbaumaßnahmen vorgesehen werden. 
Zur Umsetzung des Vertrages kann das Finanz-
ministerium erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen und der entspre-
chenden Haushaltsvermerke einrichten oder än-
dern, in zusätzliche Ausgaben einwilligen sowie 
erforderliche Umsetzungen von Mitteln vorneh-
men, soweit die Finanzierung der Maßnahme 
gedeckt ist. 
 
(6) Auf Antrag der staatlichen Hochschulen des 
Landes darf das Ministerium für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Kultur im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium neue Planstellen und Stellen einrich-
ten sowie kw-Vermerke streichen, die in den 
Stellenplänen und -übersichten der Hochschu-
len aufzunehmen sind, soweit die Hochschulen 
eine zwischen dem Ministerium für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur und dem Finanzministerium 
abgestimmte langfristige Personalplanung vorle-
gen. Zur Deckung dringender Bedarfe können 
im Vorwege bis zu 30 Planstellen und Stellen 
ausgebracht werden. 
 
(7) Auf Antrag der staatlichen Hochschulen des 
Landes darf das Ministerium für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Kultur im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium neue befristete Planstellen und Stellen 
einrichten, die in den Stellenplänen und -über-
sichten der Hochschulen aufzunehmen sind, so-
fern die zusätzlichen Ausgaben durch Titel 0720 
- 685 42 MG 04 gedeckt sind. 
 
(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem Ministerium für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur zur Sicherstellung eines ge-
eigneten Insolvenzschutzes für die Arbeitszeitre-
gelungen über Langzeitkonten bei der Max-
Planck-Gesellschaft Bürgschaften und Gewähr-
leistungen bis zu einer Gesamthöhe von 50.000 
Euro zu übernehmen. 
 



20 
 

 

(9) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium zum Aufbau eines Schiffspools Wasser-
fahrzeuge kostenlos einer Betreibergemein-
schaft für deutsche Forschungsschiffe übereig-
nen. Das Finanzministerium darf auf Antrag des 
Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur die 
entsprechenden Titel einrichten und aus dem 
Kapitel 0723 TG 62 und 64 Mittel umsetzen. 
 
(10) Für die Beteiligung des Landes an der Deut-
schen Allianz für Meeresforschung darf das Fi-
nanzministerium auf Antrag des Ministeriums für 
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und erforder-
lichen Haushaltsvermerken einrichten, umset-
zen und ändern, soweit die Maßnahmen gedeckt 
sind. 
 
(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur zur anteiligen Beteiligung des Landes 
Schleswig-Holstein an einer außeruniversitären 
Forschungseinrichtung des Deutschen Zent-
rums für Luft- und Raumfahrt (DLR) für die Ent-
wicklung von integrierten Systemen zur energie-
effizienten und emissionsarmen Bereitstellung 
von Strom sowie Wärme und Kälte für Fracht- 
und Passagierschiffe erforderliche Titel sowie 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Haushaltsvermerken einzurichten oder 
zu ändern, in zusätzliche Ausgaben und Ver-
pflichtungen einzuwilligen sowie eine Planstelle 
oder Stelle einzurichten, soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
genüber dem UKSH die Kostenübernahme für 
einzelne durch das UKSH zunächst vorzufinan-
zierende Investitionsmaßnahmen nach § 9 Ab-
satz 1 oder § 92 Absatz 3 Nummer 3 des Geset-
zes über die Hochschulen und das Universitäts-
klinikum Schleswig-Holstein vom 5. Februar 
2016 (GVOBl Schl.-H. S. 184), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Februar 
2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 102), bis zu einer 
Höhe von insgesamt 150.000.000 Euro rechts-
verbindlich zuzusagen. Zusagen aus den Vor-
jahren sind anzurechnen. Die Auszahlung soll 
ab dem Haushaltsjahr 2026 in jährlichen Raten 
in Höhe von mindestens 25.000.000 Euro erfol-
gen. Eine Erhöhung des Ansatzes ist zulässig, 
soweit die Finanzierung gedeckt ist. 
 

(13) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium im Zusammenhang mit dem OP EFRE S-
H 2021-2027 erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einrichten oder ändern, sowie in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen 
einwilligen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
 
(14) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur und nach Einwilligung des Finanzaus-
schusses zum Zwecke der gemeinschaftlichen 
Zusammenarbeit im Zusammenhang mit der Un-
terstützung von Projekten der Fraunhofer-Ge-
sellschaft, der Hermann von Helmholtz-Gemein-
schaft Deutscher Forschungszentren e.V., der 
Max-Planck-Gesellschaft, der Union der Akade-
mien - Akademienprogramm sowie der Leibniz-
Gemeinschaft in Schleswig-Holstein erforderlich 
werdende Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und Haushaltsvermerken einrichten oder 
ändern sowie in zusätzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe von bis zu 
3.000.000 Euro einwilligen, soweit die Finanzie-
rung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(15) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur und mit der Staatskanzlei zum Zwecke der 
gemeinschaftlichen Zusammenarbeit im Zusam-
menhang mit der Unterstützung von Projekten 
für die Digitalisierung in Schleswig-Holstein er-
forderlich werdende Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einrichten oder ändern sowie in zusätzliche Aus-
gaben oder Verpflichtungsermächtigungen ein-
willigen, soweit die Finanzierung der Maßnah-
men gedeckt ist. 
 
(16) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium zur Umsetzung der Auswirkungen einer 
Neuregelung der Approbationsordnung für Ärzte 
(ÄApprO) vom 27. Juni 2002 (BGBL. I S. 2405), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 7. Juni 2023 (BGBl. I Nr. 148), erforderliche 
Titel einschließlich Verpflichtungsermächtigun-
gen mit den entsprechenden Ansätzen und 
Haushaltsvermerken einrichten oder ändern und 
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in zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungser-
mächtigungen einwilligen, soweit die Finanzie-
rung der Maßnahmen gedeckt ist. Der Gesamt-
betrag der Zuschüsse für investive Maßnahmen 
darf 4.000.000 Euro nicht übersteigen. Der Ge-
samtbetrag der Zuschüsse für Forschung und 
Lehre in der klinischen Medizin, die aus der vo-
raussichtlichen Neuregelung entstehen, darf 
2.754.000 Euro im Jahr nicht übersteigen. Die 
Zuschüsse verringern sich um Beträge, die vom 
Bund für den jeweiligen Zweck bereitgestellt 
werden. 
 
(17) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur Erbbaurechte an Grundstücken zuguns-
ten der Fraunhofer-Gesellschaft für das Gelände 
der ehemaligen Gesellschaft für Marine Aqua-
kultur mbH (GMA) in Büsum unter vollständigem 
Verzicht auf den Erbbauzins zu bestellen. 
 
(18) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur im Zusammenhang mit der Etablierung ei-
nes Schleswig-Holsteinischen Wissenschafts-
preises erforderlich werdende Titel einschließ-
lich Verpflichtungsermächtigungen mit den ent-
sprechenden Ansätzen und Haushaltsvermer-
ken einrichten oder ändern sowie in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen 
einwilligen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
 
(19) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium im Zusammenhang mit dem Antragsver-
fahren zur Exzellenzstrategie der schleswig-hol-
steinischen Hochschulen Zusagen zur erforder-
lichen Antragsunterstützung und für die damit 
verbundenen Ausgaben abgeben. Im Falle der 
erfolgreichen Bewerbung dürfen die für die damit 
einhergehende Kofinanzierung des Landes an 
der Finanzierung der Exzellenzcluster und der 
Exzellenzuniversität gemäß der Bund-Länder-
Verwaltungsvereinbarung erforderlichen Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und Haus-
haltsvermerken eingerichtet oder geändert so-
wie in zusätzliche Ausgaben oder Verpflich-
tungsermächtigungen eingewilligt werden, so-
weit die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt 
ist. Dies gilt entsprechend für eine ergänzende 
Grundausstattung der erfolgreich eingeworbe-
nen Exzellenzcluster. 
 

(20) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium im Zusammenhang mit einem Bund-Län-
der-Programm über die Förderung der ange-
wandten Forschung und Entwicklung an Fach-
hochschulen erforderlich werdende Planstellen 
und Stellen sowie Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken einrichten 
und ändern sowie in zusätzliche Ausgaben oder 
Verpflichtungsermächtigungen einwilligen, so-
weit die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt 
ist. 
 
(21) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium im Zusammenhang mit der Allianz für 
Lehrkräftebildung erforderlich werdende Plan-
stellen und Stellen sowie Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einrichten und ändern sowie in zusätzliche Aus-
gaben oder Verpflichtungsermächtigungen ein-
willigen, soweit die Finanzierung der Maßnah-
men gedeckt ist. 
 
(22) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium in eine Erhöhung des Landesanteils für 
den laufenden Betrieb der Forschungseinrich-
tung European XFEL einwilligen, soweit dies als 
Folge eines vollständigen oder teilweisen Aus-
falls russischer Beitragszahlungen erforderlich 
wird. Der Finanzausschuss ist unverzüglich zu 
unterrichten. 
 

§ 23 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 
Technologie und Tourismus 

 
(1) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium und nach 
Einwilligung des Finanzausschusses mit Ver-
kehrsunternehmen, Fahrzeugvorhaltegesell-
schaften und Finanziers Vereinbarungen zur 
Stabilisierung und Verbesserung der Verkehrs-
bedienung im öffentlichen Schienenpersonen-
nahverkehr (SPNV) einschließlich etwaiger 
SPNV-Ersatzleistungen mit dem Ziel, die Attrak-
tivität zu erhöhen, schließen und dabei zusagen, 
diese bei einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht der 
Zuschüsse des Landes von entsprechenden Be-
lastungen freizustellen. Hierzu gehören auch 
Garantien des Landes, mit denen es umfassend 
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die Risiken aus der Finanzierung von SPNV-
Fahrzeugen, auch einrede- und einwendungs-
frei, übernimmt. Darüber hinaus können Verein-
barungen über die Beteiligung des Landes an 
Fahrzeugvorhaltegesellschaften zwecks Ab-
wendung drohender Insolvenz oder einer sonsti-
gen Krisensituation getroffen werden. 
 
(2) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus oder ande-
ren betroffenen Ressorts im Zusammenhang mit 
der Regionalisierung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV) erforderliche Titel ein-
schließlich Verpflichtungsermächtigungen und 
der entsprechenden Haushaltsvermerke einrich-
ten oder ändern sowie in zusätzliche Ausgaben 
einwilligen, die infolge Nichtbesetzung oder 
Wegfalls von Planstellen und Stellen erspart 
werden. 
 
(3) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium und nach 
Einwilligung des Finanzausschusses mit der 
Freien und Hansestadt Hamburg, schleswig-hol-
steinischen Kreisen und kreisfreien Städten Ver-
einbarungen über ein ÖPNV-Angebot zur aus-
reichenden und sicheren Versorgung der Bevöl-
kerung mit Nahverkehrsleistungen, über die Ein-
führung eines landesweit geltenden Tarifsys-
tems zur transparenteren ÖPNV-Nutzung sowie 
zur Gründung und zum Betrieb einer diesen Zie-
len dienenden Nahverkehrsinstitution schließen, 
in denen auch die Finanzierung geregelt wird. 
 
(4) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus bei Über-
nahme oder Umstellung der Verwaltung von 
Kreisstraßen durch das Land gemäß § 53 Stra-
ßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-
Holstein vom 25. November 2003 (GVOBl. Schl.-
H. S. 631), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 622), erforderli-
che Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen und der entsprechenden Haushaltsver-
merke einrichten oder ändern sowie Planstellen 
und Stellen ausbringen und in zusätzliche Aus-
gaben oder Verpflichtungen einwilligen, soweit 
hierfür nicht veranschlagte Mittel von anderer 
Seite zweckgebunden gezahlt oder rechtsver-
bindlich zugesagt sind oder die Finanzierung der 
Maßnahmen anderweitig gedeckt ist. 
 
(5) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium und nach 

Einwilligung des Finanzausschusses mit Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen Verträge schlie-
ßen mit der Zusage, sich im Rahmen der ver-
traglichen Vereinbarungen an den Planungskos-
ten für Schieneninfrastrukturmaßnahmen zu be-
teiligen sowie im Falle der Nichtrealisierung der 
betreffenden Maßnahmen den Eisenbahninfra-
strukturunternehmen diese zu erstatten, wenn 
das jeweilige Projekt aus Gründen, die das Land 
zu vertreten hat, nicht realisiert wird. Zudem dür-
fen Vereinbarungen mit dem Bund, der Freien 
und Hansestadt Hamburg und den Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen zur Finanzierung 
der Realisierung von Eisenbahninfrastrukturpro-
jekten getroffen werden. Außerdem dürfen Mittel 
für grundstücksbezogene Rechtsgeschäfte so-
wie zur Herrichtung von Grundstücken zur 
zweckgerechten Verwendung nach dem Lan-
deseisenbahngesetz, die zur Realisierung einer 
Schieneninfrastrukturmaßnahme erforderlich 
sind, Eisenbahninfrastrukturunternehmen, Ver-
kehrsunternehmen oder der Freien und Hanse-
stadt Hamburg zur Verfügung gestellt werden, 
soweit die Finanzierung der Maßnahme gedeckt 
ist. Ferner dürfen Verträge, die auch Finanzie-
rungsregelungen enthalten, mit Eisenbahninfra-
strukturunternehmen geschlossen werden, um 
gefährdete Trassen zu sichern oder um die Ei-
senbahninfrastruktur zu erhalten oder zu verbes-
sern. Das Finanzministerium darf erforderliche 
Titel einschließlich Verpflichtungsermächtigun-
gen und der entsprechenden Haushaltsver-
merke einrichten oder ändern sowie in zusätzli-
che Ausgaben oder Verpflichtungen einwilligen, 
soweit die Finanzierung der Maßnahme gedeckt 
ist. 
 
(6) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus wird ermäch-
tigt, eine Freihalteerklärung gegenüber der Eich-
direktion Nord - Anstalt des öffentlichen Rechts 
für anteilige Beihilfeansprüche an Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestandsbeamte, soweit sie 
auf Beschäftigungszeiten beim Land Schleswig-
Holstein beruhen, in Höhe bis zu 300.000 Euro 
abzugeben. 
 
(7) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium der IB.SH 
die Übernahme entstehender Ausfälle von im 
Rahmen der IB.SH Darlehensprogramme für 
KMU zugesagten Darlehen garantieren. Die von 
der IB.SH zugesagten Darlehen dürfen eine 
Laufzeit von maximal zwölf Jahren sowie die ein-
malige Möglichkeit der Verlängerung um zwei 
Jahre haben. Das Obligo dieser Darlehen darf 
pro Haushaltsjahr in der Summe 20.000.000 
Euro nicht übersteigen. Die Ausfallgarantie des 
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Landes darf bis zu 3.500.000 Euro betragen. 
 
(8) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus wird ermäch-
tigt, im Rahmen der Kommunalisierung, Privati-
sierung und Einziehung der landeseigenen Hä-
fen Vereinbarungen über die Übertragung des 
Eigentums von Hafengrundstücken, Wasserflä-
chen und sonstigen Vermögensgegenständen 
und des Hafenbetriebes einschließlich damit im 
Zusammenhang stehender Rechtsgeschäfte zu 
schließen. Für diese Fälle kann das Finanzmi-
nisterium auf Antrag des Ministeriums für Wirt-
schaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Touris-
mus Ausnahmen von den §§ 63 und 64 LHO zu-
lassen; es darf erforderliche Titel sowie Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Haushaltsvermerken einrichten oder 
ändern sowie in zusätzliche Ausgaben und Ver-
pflichtungen einwilligen, soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(9) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium und nach 
Einwilligung durch den Finanzausschuss zur Ab-
sicherung bestimmter Kredite der AKN Eisen-
bahn AG oder ihrer Tochtergesellschaften Bürg-
schaften, Garantien oder sonstige Gewährleis-
tungen bis zur Höhe von insgesamt 70.000.000 
Euro übernehmen. 
 
(10) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus wird ermäch-
tigt, eine Freihalteerklärung gegenüber der Wirt-
schaftsförderung und Technologie Transfer 
Schleswig-Holstein GmbH (WTSH) für Pensi-
onsansprüche ehemaliger Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter bis zur Höhe von 40.000 Euro abzu-
geben. 
 
(11) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium für ge-
währte Beteiligungen im Rahmen eines innova-
tiv ausgerichteten Beteiligungsfonds aus dem 
OP EFRE S-H 2021-2027 entstehende Ausfälle 
bis zu einem Gesamtvolumen von 50.000.000 
Euro garantieren. Die Ausfallgarantie des Lan-
des darf in der Summe den Betrag von 
6.000.000 Euro und im Einzelfall 12 % an einer 
Beteiligung nicht überschreiten. Die bis zum 31. 
Dezember 2029 aus dem Beteiligungsfonds ge-
währten Beteiligungen dürfen einmalig um fünf 
Jahre verlängert und maximal bis zum 31. De-
zember 2044 garantiert werden. 
 
(12) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-

beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium entste-
hende Ausfälle der im Rahmen des EFRE-Risi-
kokapital-Fonds Schleswig-Holstein II (ERF II / 
EFRE II) gewährten Beteiligungen bis zu einem 
Fondsvolumen von 2.000.000 Euro garantieren. 
Die Ausfallgarantie des Landes darf in der 
Summe den Betrag von 1.400.000 Euro und im 
Einzelfall 70 % an einer Beteiligung nicht über-
steigen. Die bis zum 31. Dezember 2025 laufen-
den Beteiligungen dürfen um maximal fünf Jahre 
verlängert und maximal bis zum 31. Dezember 
2030 garantiert werden. 
 
(13) Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Ar-
beit, Technologie und Tourismus darf im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium die Über-
nahme entstehender Ausfälle von im Rahmen 
des Verstetigungsprogrammes der Säule II der 
KfW bis 2042 gewährten Beteiligungen garantie-
ren. Das Fondsvolumen darf während des Inves-
titionszeitraums von vier Jahren den Betrag von 
20.000.000 Euro nicht überschreiten. Die Aus-
fallgarantie des Landes darf in der Summe den 
Betrag von 3.000.000 Euro und im Einzelfall 15 
% an einer Beteiligung nicht überschreiten. Die 
bis zum 31.12.2027 aus dem Verstetigungspro-
gramm gewährten Beteiligungen dürfen um ma-
ximal fünf Jahre verlängert und maximal bis zum 
31. Dezember 2042 garantiert werden. 
 
(14) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus für Maßnah-
men zur Förderung der Dekarbonisierung der 
schleswig-holsteinischen Wirtschaft erforderli-
che Titel sowie Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Haushaltsvermerken 
einzurichten oder zu ändern sowie in zusätzliche 
Ausgaben und Verpflichtungen einzuwilligen, 
soweit die Finanzierung durch Entnahmen aus 
dem Sondervermögen Energie- und Wärme-
wende, Klimaschutz und Bürgerenergie gedeckt 
ist. 
 
(15) Zur Stabilisierung und Verbesserung des öf-
fentlichen Schienenpersonennahverkehrs wird 
das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, 
Technologie und Tourismus ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium und 
nach Einwilligung des Finanzausschusses Fahr-
zeugvorhaltegesellschaften als juristische Per-
son des privaten oder öffentlichen Rechts zu er-
richten. Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
auf Antrag des Ministeriums für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus im Zu-
sammenhang mit der Errichtung von Fahrzeug-
vorhaltegesellschaften als juristische Person 
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des privaten oder öffentlichen Rechts erforderli-
che Titel sowie Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Haushaltsvermerken 
einzurichten oder zu ändern, in zusätzliche Aus-
gaben und Verpflichtungen einzuwilligen, soweit 
die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

§ 24 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 

 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit der Förderung von Betreu-
ungs- und Ganztagsangeboten auf Antrag des 
Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur Mittel 
aus den in den Kapiteln 0711 bis 0715 veran-
schlagten Personalkostenansätzen umzuset-
zen, erforderliche Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen und der entsprechenden 
Haushaltsvermerke einzurichten oder zu ändern 
sowie Planstellen und Stellen auszubringen, in 
zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen ein-
zuwilligen sowie erforderliche Umsetzungen von 
Mitteln vorzunehmen, soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(2) Das Finanzministerium darf im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur die im Zusammenhang mit der Neuord-
nung der vertraglichen Beziehungen mit der 
Freien und Hansestadt Hamburg erforderlich 
werdenden Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und Haushaltsvermerken einrichten und än-
dern sowie in zusätzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungsermächtigungen einwilligen, soweit 
die Finanzierung gedeckt ist. 
 
(3) Das Finanzministerium darf auf Antrag des 
Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur oder 
anderer Ressorts und gegebenenfalls im Einver-
nehmen mit weiteren Ressorts im Zusammen-
hang mit Veränderungen bei Landesförderzen-
tren im Sinne von § 54 Absatz 2 Schulgesetz er-
forderliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und entsprechenden Haushaltsvermerken 
einrichten, umsetzen und ändern sowie Planstel-
len und Stellen ausbringen, umsetzen und än-
dern sowie in zusätzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einwilligen, soweit die Maßnahmen 
gedeckt sind. Das Ministerium für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur oder andere Ressorts dürfen 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium in 

diesem Zusammenhang Verträge zur Regelung 
der Angelegenheiten dieser Förderzentren 
schließen, soweit die Finanzierung gedeckt ist. 
 
(4) Zur Durchführung des Freiwilligen Sozialen 
Jahres (Schule) darf das Finanzministerium auf 
Antrag des Ministeriums für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur erforderliche Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entsprechenden 
Ansätzen und erforderlichen Haushaltsvermer-
ken einrichten, umsetzen und ändern sowie 
Planstellen und Stellen ausbringen, soweit die 
Maßnahmen gedeckt sind. 
 
(5) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf der Kulturstiftung des Landes zusagen, 
dass auf die Erstattung von Personal- und Sach-
ausgaben verzichtet wird, die durch den Einsatz 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Lan-
des im Rahmen der Geschäftsführung der Kul-
turstiftung entstehen. 
 
(6) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium zur Sicherung der Finanzierung der Stif-
tung Schleswig-Holstein Musik Festival Bürg-
schaften, Garantien, Sicherheitsleistungen ein-
schließlich Patronatserklärungen oder sonstige 
Gewährleistungen bis zu einem Betrag von 
1.200.000 Euro übernehmen. In Anspruch ge-
nommene Ermächtigungen aus Vorjahren sind 
anzurechnen. 
 
(7) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur wird ermächtigt, der Landeshauptstadt Kiel 
die Zusage zu erteilen, sich an den Kosten der 
Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
des Konzertsaalgebäudes „Kieler Schloss“ mit 
bis zu 11.000.000 Euro zu beteiligen, sofern die 
Gesamtfinanzierung gesichert ist. Hierfür wird 
das Finanzministerium ermächtigt, auf Antrag 
des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur im 
Einzelplan 16 Titel mit entsprechendem Ansatz 
und Verpflichtungsermächtigung sowie Haus-
haltsvermerken einzurichten. Die Deckung der 
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigung er-
folgt durch Entnahme aus dem Sondervermögen 
IMPULS 2030, durch Entnahme aus der Rück-
lage IMPULS 2030 oder durch Minderausgaben 
im Einzelplan 16. 
 
(8) Auf Antrag des Ministeriums für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur darf das Finanzministerium 
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für das Archäologische Landesamt Schleswig-
Holstein Stellen einrichten, kw-Vermerke aus-
bringen und streichen, soweit die Finanzierung 
gesichert ist. 
 
(9) Zur Umsetzung des DigitalPakt Schule 2019-
2024 darf das Finanzministerium auf Antrag des 
Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur erfor-
derliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und erforderlichen Haushaltsvermerken ein-
richten, umsetzen und ändern sowie Planstellen 
und Stellen ausbringen, soweit die Maßnahmen 
gedeckt sind. 
 
(10) Zur Umsetzung des Perspektiv-Schul-Pro-
gramms (0710 - MG 27) und des mit dem Bund 
zu vereinbarenden Startchancen-Programms 
darf das Finanzministerium auf Antrag des Mi-
nisteriums für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur erfor-
derliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und erforderlichen Haushaltsvermerken ein-
richten, umsetzen und ändern sowie Planstellen 
und Stellen ausbringen, soweit die Maßnahmen 
gedeckt sind. 
 
(11) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur wird ermächtigt, der Stiftung für die friesische 
Volksgruppe im Land Schleswig-Holstein (Frie-
senstiftung) zu gestatten, bis zu 50 % der nach 
§ 7 Absatz 4 Nummer 5 und § 8 Absatz 5 des 
Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages 
zur Neuregelung des Glücksspielwesens in 
Deutschland vom 2. Februar 2022 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 92), zur Verfügung stehenden Mittel 
für die Erfüllung ihres Stiftungszwecks zu ver-
wenden. Die Mittel sind ansonsten ausschließ-
lich für die Aufstockung des Stiftungsvermögens 
der Friesenstiftung zu nutzen. 
 
(12) Zur Umsetzung des Landeskonzeptes für 
die Berufliche Eingangsorientierung in Schulen 
in Schleswig-Holstein darf das Finanzministe-
rium auf Antrag des Ministeriums für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur erforderliche Titel einschließ-
lich Verpflichtungsermächtigungen mit den ent-
sprechenden Ansätzen und erforderlichen Haus-
haltsvermerken einrichten, umsetzen und än-
dern, soweit die Maßnahmen gedeckt sind. 
 
(13) Zur Umsetzung des Vorhabens der Stär-
kung der Eigenverantwortung der Schulen in 
Schleswig-Holstein darf das Finanzministerium 
auf Antrag des Ministeriums für Allgemeine und 

Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Kultur erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und erforderlichen Haus-
haltsvermerken einrichten, umsetzen und än-
dern sowie Planstellen und Stellen ausbringen 
und umsetzen, soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(14) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur die erforderlichen Willens-
erklärungen zur Anpassung des bestehenden o-
der zum Abschluss eines neuen Mietvertrages 
und einer Erhöhung des Mietzinses im Zuge der 
Modernisierungen durch den Vermieter der vom 
Land für die Schleswig-Holsteinische Landes-
bibliothek und das Landesamt für Denkmal-
pflege Schleswig-Holstein im Sartori & Berger-
Speicher, Wall 47-51, 24103 Kiel angemieteten 
Räumlichkeiten abzugeben, soweit die Finanzie-
rung der Maßnahme gedeckt ist. Zur Umsetzung 
der Maßnahme darf das Finanzministerium er-
forderliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haus-
haltsvermerke einrichten oder ändern, sowie er-
forderliche Umsetzungen von Mitteln vorneh-
men. 
 
(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit dem Ausbau des schuli-
schen Ganztags aufgrund des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder 
(Investitions- und Betriebskosten) auf Antrag 
des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur er-
forderliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haus-
haltsvermerke einzurichten oder zu ändern, in 
zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen ein-
zuwilligen sowie erforderliche Umsetzungen von 
Mitteln vorzunehmen, soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(16) Für durch die Umstellung vom achtjährigen 
auf den neunjährigen Bildungsgang an Gymna-
sien ausgelösten und nachgewiesenen Mehrbe-
darf von Schulträgern darf das Finanzministe-
rium auf Antrag des Ministeriums für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur erforderliche Titel einschließ-
lich Verpflichtungsermächtigungen mit den ent-
sprechenden Ansätzen und erforderlichen Haus-
haltsvermerken einrichten, umsetzen und än-
dern, soweit die Maßnahmen gedeckt sind. Um 
den erhöhten Bedarf an Lehrkräften für Gymna-
sien in Teilen zu decken, darf das Ministerium für 
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Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur für den Zeitraum 
vom 1. August 2024 bis 31. Januar 2026 unter 
Anrechnung des Kontingents von § 14 Absatz 7 
bis zu 45 Lehrkräftestellen mit jeweils bis zu 2 
Lehrkräften in Ausbildung besetzen. 
 
(17) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur der Zahlung von Anwärtersonderzuschlä-
gen entsprechend § 69 Besoldungsgesetz 
Schleswig-Holstein vom 26. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 153, 154), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. März 2023 
(GVOBl. Schl.-H. S. 156), in der Lehrerlaufbahn 
der Studienrätinnen und Studienräte an Berufs-
bildenden Schulen bis zur Höhe von jeweils 
600.000 Euro in den Jahren 2024, 2025 und 
2026 zuzustimmen. Zur Deckung der Mehraus-
gaben sind bis zu 15 Planstellen je Haushalts-
jahr im Kapitel 0703 nicht zu besetzen. 
 
(18) Im Falle einer bestehenden Verpflichtung 
des Landes zur Zahlung von Zuschüssen zu Un-
terbringungs- und Fahrtkosten von berufsschul-
pflichtigen Schülerinnen und Schülern bei Be-
rufsschulunterricht an zentralen Orten darf das 
Finanzministerium auf Antrag des Ministeriums 
für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und erforder-
lichen Haushaltsvermerken einrichten, umset-
zen und ändern sowie Planstellen und Stellen 
ausbringen, soweit die Maßnahmen gedeckt 
sind. 
 
(19) Das Ministerium für Allgemeine Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
wird ermächtigt, mit der Stiftung Schloss Glücks-
burg Verhandlungen über eine erhöhte instituti-
onelle Förderung zu führen und dafür einen ent-
sprechenden Vertrag für die Jahre 2024 bis 2028 
zu schließen. Das Volumen einer Verständigung 
ist auf bis zu 1.240.000 Euro für den genannten 
Zeitraum beschränkt. 
 
(20) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium zur Sicherung des Erwerbs einer Immobi-
lie durch den Büchereiverein Schleswig-Holstein 
e.V. Bürgschaften, Garantien, Sicherheitsleis-
tungen einschließlich Patronatserklärungen oder 
sonstige Gewährleistungen bis zu einem Betrag 
von 13.000.000 Euro übernehmen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren 

sind anzurechnen. Auf die Erhebung von Bear-
beitungs- und Bürgschaftsentgelten wird ver-
zichtet. 
 
(21) Auf Antrag des Ministeriums für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur darf das Finanzministerium 
für die Archivierung entstandener Unterlagen 
von der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften ohne Gebietshoheit, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts für das 
Landesarchiv erforderliche Titel, entsprechende 
Haushaltsvermerke und bis zu zwei Stellen ein-
richten sowie kw-Vermerke ausbringen und 
streichen, soweit und solange die Finanzierung 
nachweislich durch Dritte gesichert ist. 
 
(22) Im Zusammenhang mit dem Ansiedlungs-
projekt Northvolt wird das Finanzministerium er-
mächtigt, für infolge der Ansiedlung entstehende 
Bedarfe an allgemeinbildenden und berufsbil-
denden Schulen sowie Hochschulen auf Antrag 
des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur, 
erforderliche Titel einschließlich Verpflichtungs-
ermächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und erforderlichen Haushaltsvermerken ein-
zurichten, umzusetzen und zu ändern sowie 
Planstellen und Stellen auszubringen, soweit die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(23) Das Ministerium für Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur darf im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium im Zusammenhang mit der Zuwanderung 
insbesondere von Geflüchteten bis zu 92 erfor-
derlich werdende Planstellen und Stellen für 
Deutsch als Zweitsprache ausbringen, soweit 
die Finanzierung gesichert ist. 
 

§ 25 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Justiz und Gesundheit 

 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz und Gesund-
heit im Zusammenhang mit der Neuausrichtung 
der Unterbringung und Betreuung der Siche-
rungsverwahrten sowie der Strafgefangenen mit 
angeordneter oder vorbehaltener Sicherungs-
verwahrung im Einzelplan 09 und Einzelplan 12 
erforderliche Titel mit den entsprechenden An-
sätzen, Verpflichtungsermächtigungen und 
Haushaltsvermerken einzurichten, soweit die Fi-
nanzierung gedeckt ist. 
 
(2) Das Ministerium für Justiz und Gesundheit 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
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nanzministerium zusätzliche Ausgaben im Zu-
sammenhang mit der Einführung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs zu tätigen, soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahme im Einzelplan 09 ge-
sichert ist. Hierzu wird das Finanzministerium er-
mächtigt, auf Antrag des Ministeriums für Justiz 
und Gesundheit erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und entsprechenden Haus-
haltsvermerken einzurichten, umzusetzen und 
zu ändern sowie in zusätzliche Ausgaben oder 
Verpflichtungen einzuwilligen. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit der Neuordnung der Erstat-
tung von Kosten in Staatsschutzsachen bei dem 
Hanseatischen Oberlandesgericht und der Ham-
burger Generalstaatsanwaltschaft an die Freie 
und Hansestadt Hamburg auf Antrag des Minis-
teriums für Justiz und Gesundheit erforderliche 
Titel mit den entsprechenden Ansätzen, Ver-
pflichtungsermächtigungen und Haushaltsver-
merken einzurichten, umzusetzen und zu än-
dern, soweit die Finanzierung gedeckt ist. 
 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz und Gesund-
heit im Zusammenhang mit der Neugestaltung 
der Abschiebungshaft erforderliche Titel ein-
schließlich Verpflichtungsermächtigungen mit 
den entsprechenden Ansätzen und Haushalts-
vermerken einzurichten, umzusetzen und zu än-
dern, in zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtun-
gen einzuwilligen, sowie Planstellen und Stellen 
auszubringen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
 
(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Justiz und Gesund-
heit im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst 
erforderliche Titel einschließlich Verpflichtungs-
ermächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und Haushaltsvermerken einzurichten, um-
zusetzen und zu ändern, in zusätzliche Ausga-
ben oder Verpflichtungen einzuwilligen, sowie 
Planstellen und Stellen auszubringen, soweit die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

§ 26 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Soziales, Jugend, Familie, 
Senioren, Integration und Gleichstellung 

 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstel-
lung im Zusammenhang mit der Aufnahme von 
Personengruppen aus dem Ausland im Rahmen 

humanitärer Aufnahmeprogramme erforderliche 
Titel einschließlich Verpflichtungsermächtigun-
gen mit den entsprechenden Ansätzen und 
Haushaltsvermerken einzurichten, umzusetzen 
und zu ändern sowie in zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahme gedeckt ist. 
 
(2) Das Ministerium für Soziales, Jugend, Fami-
lie, Senioren, Integration und Gleichstellung wird 
ermächtigt, den Kreisen und kreisfreien Städten 
Erstattungen für Aufwendungen von bis zu ins-
gesamt 400.000 Euro jährlich bis zu einer Dauer 
von fünf Jahren, in Ausnahmefällen mit Einwilli-
gung des Finanzministeriums auch für einen län-
geren Zeitraum, zuzusagen, die ihnen für die An-
mietung oder Pacht geeigneter Gebäude zur Un-
terbringung von Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern entstehen, soweit die Ausgaben im Ein-
zelplan 10 gedeckt sind. Sollte die Deckung nicht 
im Einzelplan 10 dargestellt werden können, be-
darf die Zusage der Einwilligung des Finanzmi-
nisteriums. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstel-
lung im Zusammenhang mit der Einführung und 
dem Betrieb der Bezahlkarte für Geflüchtete er-
forderliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und Haushaltsvermerken einzurichten und 
in zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 
einzuwilligen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahme gedeckt ist. 
 

§ 27 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Energiewende, Klima-

schutz, Umwelt und Natur 
 
(1) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, mit 
Waldeigentümerinnen und Waldeigentümern zur 
Erhaltung der NATURA 2000-Gebiete und der 
Flächen entsprechend Artikel 10 der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtli-
nie) im Rahmen des Vertragsnaturschutzes 
langfristige Verträge zu schließen. Die erforder-
lichen Haushaltsmittel werden innerhalb des 
Einzelplans 13 gedeckt. 
 
(2) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur darf für die Vergabe 
von Gutachten im Bereich der atomrechtlichen 
Verfahren Verpflichtungen in Höhe der von den 
Betreibern zu erstattenden Mittel eingehen. 
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(3) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium Ver-
pflichtungen zur Erstattung der Kosten für die 
auftragsweise Wahrnehmung bergbehördlicher 
Aufgaben und Aufgaben der Kohlenwasser-
stoffgeologie des Landes Schleswig-Holstein 
durch niedersächsische Behörden einzugehen 
oder zu verlängern. 
 
(4) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium bei 
100 % fremdfinanzierten Projekten bis zu sechs 
befristet zusätzliche wissenschaftliche Planstel-
len und Stellen im Landesamt für Umwelt einzu-
richten, soweit die damit verbundenen Ausga-
ben gedeckt sind. 
 
(5) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium die 
unentgeltliche Übertragung von Teilen der unte-
ren Treene (sogenannte Sielzüge) nebst an-
grenzenden Uferbereichen an die Stadt Fried-
richstadt vertraglich zu regeln. In diesem Zusam-
menhang kann das Finanzministerium Ausnah-
men von den Bestimmungen des § 64 LHO zu-
lassen. 
 
(6) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium im 
Schadensfall im Zusammenhang mit dem 
„Staatsvertrag über die Flutung der Havelpolder 
und die Einrichtung einer gemeinsamen 
Schiedsstelle“ zusätzliche Ausgaben zu tätigen. 
Hierzu wird das Finanzministerium ermächtigt 
auf Antrag des Ministeriums für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur erforderliche Ti-
tel einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
und entsprechende Haushaltsvermerke einzu-
richten, zu ändern und Mittel umzusetzen sowie 
in zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungser-
mächtigungen einzuwilligen, soweit die Finan-
zierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Energiewende, Kli-
maschutz, Umwelt und Natur zur Umsetzung der 
Landesstrategie zur Sicherung der biologischen 
Vielfalt erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken, 
auch in den Einzelplänen 06, 07, 08 und 10, ein-
zurichten, umzusetzen und zu ändern sowie in 
zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen ein-
zuwilligen, soweit die Finanzierung der Maßnah-
men gedeckt ist. 

(8) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium in zu-
sätzliche Ausgaben zur verpflichtenden Umset-
zung der EU-Wasserrahmenrichtlinie bis zu ei-
nem Betrag von 2.000.000 Euro für investive 
Maßnahmen einzuwilligen, soweit die Finanzie-
rung durch Mittel aus dem Einzelplan 12 gedeckt 
ist. 
 
(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Energiewende, Kli-
maschutz, Umwelt und Natur im Rahmen der 
Umsetzung einer neuen Vereinbarung mit Ham-
burg über die Erlaubnis zur Verbringung von 
Hamburger Baggergut zur Zuführung der aus 
der Vereinbarung erwarteten Einnahmen in ein 
noch zu errichtendes Sondervermögen zum 
Zweck der Finanzierung von Vorhaben des Na-
tionalparks Schleswig-Holsteinisches Watten-
meer und der grün-blauen Infrastruktur, insbe-
sondere der Biodiversitätsstrategie, erforderli-
che Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen und Haushaltsvermerke einzurichten 
und zu ändern, Planstellen und Stellen ein-
schließlich notwendiger Vermerke einzurichten 
und umzusetzen sowie in zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die Fi-
nanzierung der Maßnahmen durch Einnahmen 
auf der Grundlage der neu zu schließenden Ver-
einbarung gedeckt ist. 
 
(10) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
den Ankauf von Zertifikaten durch das Ministe-
rium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 
und Natur zur Kompensation von Treibhaus-
gasemissionen der Landesverwaltung gemäß § 
4 Absatz 1 Energiewende- und Klimaschutzge-
setz Schleswig-Holstein erforderliche Titel ein-
schließlich Verpflichtungsermächtigungen mit 
den entsprechenden Ansätzen und Haushalts-
vermerken einzurichten, umzusetzen und zu än-
dern, in zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtun-
gen einzuwilligen, wenn die Finanzierung der 
Maßnahme gedeckt ist. 
 
(11) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium direkt 
oder indirekt unter Beteiligung der Förderinsti-
tute im Land Finanzmittelgebern die Übernahme 
entstehender Ausfälle von im Rahmen des Bürg-
schaftsprogramms Wärmenetze Schleswig-Hol-
stein zugesagten Finanzmitteln (z. B. Krediten, 
Beteiligungskapital etc.) zu gewährleisten. Die 
Gesamthöhe der Verpflichtungen aus den Si-
cherheitsleistungen des Landes darf 
2.000.000.000 Euro nicht übersteigen. In An-
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spruch genommene Ermächtigungen aus Vor-
jahren sind anzurechnen. Das Finanzministe-
rium darf für die Gewährung der in Satz 1 ge-
nannten Sicherheitsleistungen auf Antrag erfor-
derlich werdende Titel einschließlich Verpflich-
tungsermächtigungen mit den entsprechenden 
Ansätzen und Haushaltsvermerken einrichten, 
soweit die Finanzierung der Maßnahmen ge-
deckt ist. 
 
(12) Das Ministerium für Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur wird ermächtigt, die 
landeseigenen Grundstücke in Brunsbüttel Flur 
110, Flurstücke 17/5, 93/18, 96/6, 1/11, 21/4, 
62/55 und 62/59 der Gemarkung Brunsbüttel in 
einer Gesamtgröße von 227.457 qm auf Basis 
eines unabhängigen Wertgutachtens für den 
Bau und Betrieb eines LNG-Terminals zu veräu-
ßern. 
 
(13) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Energiewende, Kli-
maschutz, Umwelt und Natur zur Sicherstellung 
eines Landesanteils am Bundespro-gramm „Mu-
nition im Meer“ erforderliche Titel einschließlich 
Verpflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen und zu ändern sowie 
in zusätzliche Ausgaben oder Verpflichtungen 
einzuwilligen, soweit die Finanzierung gesichert 
ist. 
 

§ 28 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministerpräsidenten - Staatskanzlei 
 

- frei - 
 
 

§ 29 
Ermächtigungen für den Einzelplan 14 

 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Chief Information Officer 
(CIO) bei der Übertragung von Aufgaben an 
Dataport oder an andere Dienstleister im Be-
reich der IT durch die Ressorts (Outsourcing), 
den Titel 1402 - 533 56 (Ausgaben aufgrund von 
Werkverträgen und anderen Vertragsformen) in 
Höhe der anfallenden Mehrausgaben für korres-
pondierende Dienstleistungsverträge zu erhö-
hen, soweit sie durch Minderausgaben in den 
Einzelplänen der betreffenden Ressorts gedeckt 
sind. 
 
(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem CIO im Zusammenhang 
mit dem Betrieb und der Fortentwicklung des 
Sprach- und Datennetzes Schleswig-Holstein 

(Landesnetz) sowie anderer IT-, E-Government- 
und Digitalisierungsmaßnahmen die erforderli-
chen Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen mit den entsprechenden Ansätzen und 
Haushaltsvermerken einzurichten und zu än-
dern, Haushaltsmittel sowie im Einvernehmen 
mit den betroffenen Ressorts auch Planstellen 
und Stellen innerhalb eines Einzelplans oder 
zwischen den Einzelplänen umzusetzen sowie 
in zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungen 
einzuwilligen, soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. 
 
(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem CIO und den beteiligten 
Ressorts erforderliche Titel mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen oder zu ändern, so-
weit aufgrund von IT-Verfahren erzielte Einnah-
men zur Refinanzierung von IT-Maßnahmen im 
Kapitel 1402 verwendet werden und die Finan-
zierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem CIO und den beteiligten 
Ressorts zur Bündelung der mobilen Kommuni-
kationsdienste (wie zum Beispiel Mobiltelefonie) 
und zum Aufbau einer zentralen Steuerung der 
hiermit im Zusammenhang stehenden Ausga-
ben der unmittelbaren Landesverwaltung im Ka-
pitel 1402 erforderliche Titel mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken so-
wie Planstellen und Stellen einschließlich not-
wendiger Vermerke einzurichten und umzuset-
zen, soweit die Finanzierung der Maßnahmen 
gedeckt ist. 
 
(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem CIO und den beteiligten 
Ressorts zur Bündelung der Beschaffung von 
Multifunktionsgeräten (wie zum Beispiel Netz-
drucker, Kopierer und Mehrfachfunktionsgeräte 
mit Fax- und Mailfunktionen usw.) und zum Auf-
bau einer zentralen Steuerung der hiermit im Zu-
sammenhang stehenden Ausgaben der unmit-
telbaren Landesverwaltung im Kapitel 1402 er-
forderliche Titel mit den entsprechenden Ansät-
zen und Haushaltsvermerken sowie Planstellen 
und Stellen einschließlich notwendiger Ver-
merke einzurichten und umzusetzen, soweit die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 
(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem CIO bei der Übertragung 
von Aufgaben des Digitalfunks in Schleswig-Hol-
stein an Dataport oder andere Dienstleister im 
Rahmen der Reorganisation der Informations-
technik in der Landespolizei Mittel in Höhe der 
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anfallenden Mehrausgaben für korrespondie-
rende Dienstleistungsverträge in das Kapitel 
1406 (Digitalfunk Land Schleswig-Holstein) um-
zusetzen. 
 
(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem CIO und mit Beschluss-
fassung der Landesregierung zur zentralen Fi-
nanzierung und Steuerung der Maßnahmen aus 
dem Digitalisierungsprogramm die hierfür in den 
Ressorteinzelplänen zur Verfügung gestellten 
Ausgabeermächtigungen in den Einzelplan 14 
umzusetzen und erforderliche Titel mit entspre-
chenden Ansätzen, Verpflichtungsermächtigun-
gen und Haushaltsvermerken einzurichten. 
 
(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt im 
Einvernehmen mit dem CIO Ansatzmittel des 
Einzelplans 14 auf Antrag eines Ressorts oder 
des ZIT SH und ausschließlich zur Übernahme 
von Nachwuchskräften nach § 15 Nummer 1 in 
den Bereich der IT und Digitalisierung bis zur 
Dauer von fünf Jahren in das Personalbudget 
des antragstellenden Ressorts umzusetzen. Die 
Nachwuchskräfte sind in dieser Zeit IT-fachbe-
zogen aus- und weiterzubilden. 
 

§ 30 
Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH) 

 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Titel 
einzurichten und in zusätzliche Ausgaben einzu-
willigen, wenn die Erfüllung von Förderaufgaben 
gegen Entgelt auf die IB.SH übertragen wird, so-
fern die Haushaltsdeckung dargelegt wird. 
 
(2) Die zuständigen Fachministerien dürfen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium der 
IB.SH die Erstattung ihrer gesamten Pensions-
leistungen für die Landesbeamtinnen und Lan-
desbeamten zusagen, die mit der Übertragung 
von Förderaufgaben zu deren Bearbeitung in 
den Dienst der IB.SH treten. 
 

§ 31 
Ermächtigung zur Änderung der Ansätze für die 

Gemeinschaftsaufgaben 
 
(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
und „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ an die dem Land endgültig vom 
Bund bereitgestellten Beträge anzupassen. Eine 
sich daraus ergebende Nettomehrbelastung des 
Landes ist durch Einsparungen an anderer 
Stelle des Haushalts zu decken. 
 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in-
nerhalb der Kapitel für die im Absatz 1 genann-
ten Gemeinschaftsaufgaben zusätzliche Titel mit 
neuen Zweckbestimmungen einzurichten, wenn 
das zur Anpassung an den endgültig festgestell-
ten Rahmenplan oder Koordinierungsrahmen er-
forderlich ist. 
 

§ 32 
Solländerungen 

 
Als Änderung des Haushaltssolls gelten  
 
1. die zusätzlichen Ausgaben und Verpflichtun-

gen sowie die zur Deckung erforderlichen Be-
träge nach den jeweiligen Bestimmungen des 
Haushaltsgesetzes und 

 
2. die Umsetzungen nach den jeweiligen Best-

immungen des Haushaltsgesetzes und nach 
den Haushaltsvermerken im Haushaltsplan. 

 
§ 33 

Schulgirokonten 
 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
wird ermächtigt, durch eine Richtlinie, die der Zu-
stimmung des Finanzministeriums bedarf, die 
Einrichtung von Girokonten bei Kreditinstituten 
für Schulen in öffentlicher Trägerschaft zu re-
geln.  
 

§ 34 
Ergänzende Bestimmung zum Gesetz über die 

Stiftungsuniversität zu Lübeck 
 
Abweichend von § 9 Absatz 5 des Gesetzes 
über die Stiftungsuniversität zu Lübeck 
(StiftULG) vom 24. September 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 306), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. Februar 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 102), 
darf die Stiftungsuniversität außerhalb der nach 
§ 4 Absatz 4 StiftULG oder § 8 a Absatz 2 Hoch-
schulgesetz festgelegten Personalkostenober-
grenze zusätzlich Beschäftigte und Beamtinnen 
und Beamte einstellen, soweit die damit verbun-
denen Ausgaben durch die mit den Hochschulen 
für die zum Zukunftsvertrag Studium und Lehre 
stärken geschlossenen Vereinbarungen gedeckt 
sind. Die für zusätzlich Beschäftigte nach Satz 1 
anfallenden Personalkosten müssen nicht aus 
dem Stiftungsvermögen finanziert werden. Im 
Übrigen bleibt § 9 Absatz 5 StiftULG unberührt. 
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§ 35 
Weitergeltung von Bestimmungen 

 
Die nach diesem Gesetz erteilten Ermächtigun-
gen gelten bis zum Ablauf des Tages der Ver-
kündung des Haushaltsgesetzes für das fol-
gende Haushaltsjahr weiter. § 18 Absatz 2 LHO 
bleibt hiervon unberührt. 
 

§ 36 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 
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Haushaltsübersicht (Beträge in T€) 2024

Einnahmen

Einzel-
plan

Bezeichnung Jahr
01 - 09

Steuern und
steuer-

ähnliche
Abgaben

11 - 19
Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen

aus
Schulden-
dienst und

dgl.

21 - 29
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

31 - 34
Schulden-
aufnahme,
Zuwendun-

gen für
Investitionen

35 - 39
Besondere
Finanzie-

rungs-
einnahmen

Gesamt-
einnahmen

- T€ -

01 Landtag 2024 0,0 114,7 0,0 0,0 0,0 114,7

02 Landesrechnungshof 2024 0,0 0,5 0,0 0,0 0,0 0,5

03 Der Ministerpräsident - Staats-
kanzlei

2024 0,0 99,0 20.523,2 0,0 0,0 20.622,2

04 Ministerium für Inneres, Kom-
munales, Wohnen und Sport

2024 0,0 32.522,7 125.424,6 88.737,6 54.964,3 301.649,2

05 Finanzministerium 2024 0,0 35.426,9 14.591,7 0,0 0,0 50.018,6

06 Ministerium für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus

2024 0,0 3.985,0 504.545,7 100.599,5 150,0 609.280,2

07 Ministerium für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur

2024 0,0 5.673,4 125.360,0 5.780,4 141.210,4 278.024,2

08 Ministerium für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz

2024 1.620,0 679,0 5.674,2 0,0 45.252,0 53.225,2

09 Ministerium für Justiz und 
Gesundheit

2024 0,0 206.754,1 29.421,6 24.498,9 800,0 261.474,6

10 Ministerium für Soziales, 
Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung

2024 0,0 6.699,4 480.838,4 5.236,5 32.535,6 525.309,9

11 Allgemeine Finanzverwaltung 2024 12.451.700,0 144.023,1 623.414,9 6.950.111,6 162.626,5 20.331.876,1

12 Hochbaumaßnahmen und 
Raumbedarfsdeckung des 
Landes

2024 0,0 9.145,3 4,3 23.945,5 40.570,0 73.665,1

13 Ministerium für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und 
Natur

2024 38.300,0 42.914,8 152.755,8 46.812,5 9.301,1 290.084,2

14 Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, E-Govern-
ment und Digitalisierung

2024 0,0 2.187,7 1.500,0 0,0 40.978,4 44.666,1

15 Landesverfassungsgericht 2024 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

16 InfrastrukturModernisierungs-
Programm für unser Land 
Schleswig-Holstein (IMPULS 
2030)

2024 0,0 0,0 64.800,0 595.574,5 0,0 660.374,5

Summe Haushalt 2024 2024 12.491.620,0 490.225,6 2.148.854,4 7.841.297,0 528.388,3 23.500.385,3

Summe Haushalt 2023 2023 12.326.600,0 658.983,4 2.019.540,5 5.663.477,8 632.724,7 21.301.326,4

mehr(+) / weniger(-) +165.020,0 -168.757,8 +129.313,9 +2.177.819,2 -104.336,4 +2.199.058,9
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Ausgaben

41 - 49
Personal-
ausgaben

51 - 55
Sächliche

Verwaltungs-
ausgaben

56 - 59
Schulden-

dienst

61 - 69
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

71 - 79
Baumaß-
nahmen

81 - 89
Sonstige

Investitionen
und

Investitions-
förderungs-
maßnahmen

91 - 99
Besondere 
Finanzie-

rungs-
ausgaben

Gesamt-
ausgaben

Überschuss
(+)
/

Zuschuss
(-)

- T€ -

38.400,2 7.276,1 0,0 10.924,2 0,0 963,0 0,0 57.563,5 -57.448,8

6.665,3 486,8 0,0 5,1 0,0 63,0 0,0 7.220,2 -7.219,7

21.943,5 8.646,6 0,0 18.222,5 0,0 18.612,4 0,0 67.425,0 -46.802,8

530.680,3 66.440,0 400,0 290.354,8 3.709,8 272.356,6 0,0 1.163.941,5 -862.292,3

240.877,2 15.165,4 0,0 1.227,2 0,0 268,0 0,0 257.537,8 -207.519,2

20.654,4 23.237,0 0,0 873.843,1 2.490,0 453.892,1 5.450,0 1.379.566,6 -770.286,4

1.829.645,9 39.227,9 0,0 1.135.274,2 331,7 151.807,2 140.380,0 3.296.666,9 -3.018.642,7

34.741,5 8.177,5 0,0 50.901,0 0,0 47.956,2 70,0 141.846,2 -88.621,0

344.081,4 181.123,1 0,0 174.338,8 0,0 52.174,1 0,0 751.717,4 -490.242,8

59.991,1 163.132,0 0,0 2.802.939,1 0,0 34.467,6 15,4 3.060.545,2 -2.535.235,3

2.449.055,1 10.708,1 5.886.210,8 2.352.226,4 0,0 137.049,9 78.163,1 10.913.413,4 +9.418.462,7

0,0 274.380,0 0,0 115.550,0 204.741,2 16.910,0 0,0 611.581,2 -537.916,1

60.312,7 59.047,2 0,0 196.883,6 950,0 168.912,5 59.777,9 545.883,9 -255.799,7

424,4 347.299,0 0,0 23.764,8 0,0 19.990,0 0,0 391.478,2 -346.812,1

61,9 16,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 78,4 -78,4

0,0 22.056,4 0,0 70.200,0 104.786,1 656.877,4 0,0 853.919,9 -193.545,4

5.637.534,9 1.226.419,6 5.886.610,8 8.116.654,8 317.008,8 2.032.300,0 283.856,4 23.500.385,3 +0,0

5.237.486,8 1.042.998,8 5.019.264,2 8.014.462,6 293.782,4 1.429.053,2 264.278,4 21.301.326,4 +0,0

+400.048,1 +183.420,8 +867.346,6 +102.192,2 +23.226,4 +603.246,8 +19.578,0 +2.199.058,9
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noch Haushaltsübersicht 2024

Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen
(Beträge in T€) 

Einzel-
plan Bezeichnung

Ver-
pflich-
tungs-

ermächti-
gungen

Von dem Gesamtbetrag (Spalte 3) dürfen
fällig werden

2024 2025 2026 2027 2028 ff.

T€

1 2 3 4 5 6 7

03 Der Ministerpräsident - Staatskanzlei 675,0 225,0 225,0 225,0

04 Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und 
Sport

236.686,0 58.756,0 48.270,0 44.102,0 85.558,0

06 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Techno-
logie und Tourismus

349.544,0 154.683,0 105.998,0 74.963,0 13.900,0

07 Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Kultur

182.513,0 72.586,0 56.094,0 36.186,0 17.647,0

08 Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Räume, 
Europa und Verbraucherschutz

8.958,0 3.248,0 2.580,0 2.140,0 990,0

09 Ministerium für Justiz und Gesundheit 34.560,0 10.331,0 7.706,0 10.323,0 6.200,0

10 Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung

33.898,0 15.497,0 8.580,0 3.734,0 6.087,0

11 Allgemeine Finanzverwaltung 1.000,0 1.000,0

12 Hochbaumaßnahmen und Raumbedarfsdeckung 
des Landes

463.478,0 138.501,0 141.208,0 98.489,0 85.280,0

13 Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 
und Natur

340.374,0 135.819,0 72.908,0 51.087,0 80.560,0

16 InfrastrukturModernisierungsProgramm für unser 
Land Schleswig-Holstein (IMPULS 2030)

626.641,0 221.028,0 207.399,0 83.391,0 114.823,0

Zusammen: 2.278.327,0 811.674,0 650.968,0 404.640,0 411.045,0
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Teil II:   Finanzierungsübersicht 2024

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos
1. Einnahmen

(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rückla-
gen, und Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen) 16.278.644,0 T€

2. Ausgaben
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an Rüc-
klagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrages) 18.211.242,3 T€

3. Finanzierungssaldo -1.932.598,3 T€

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos
4. Netto-Neuverschuldung / Netto-Tilgung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 6.937.784,7 T€

4.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 5.289.143,0 T€

Netto-Neuverschuldung (+) / Netto-Tilgung (-) (Saldo aus 4.1 und 4.2) 1.648.641,7 T€

5. Ausgaben zur Deckung kassenmäßiger Fehlbeträge - T€

6. Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen - T€

7. Rücklagen

7.1 Entnahmen aus Rücklagen 283.956,6 T€

7.2 Zuführungen an Rücklagen - T€

Saldo aus 7.1 und 7.2 + 283.956,6 T€

8. Saldo aus 4. bis 7. 1.932.598,3 T€

Teil III:   Kreditfinanzierungsplan 2024

I. Kredite am Kreditmarkt
1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 6.937.784,7 T€

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt

5.289.143,0 T€

- T€

- T€ 5.289.143,0 T€

3. Saldo aus 1. und 2. 1.648.641,7 T€

II. Kredite im öffentlichen Bereich (nachrichtlich)
4. Einnahmen aus Krediten von Gebietskörperschaften - T€

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften 401,8 T€


